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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2012 Ausgegeben am 30. April 2012 Teil 1T

142. Verordnung: Anderung der Betriebsrats-Wahlordnung 1974, der Betriebsrats-
Geschiftsordnung 1974, der Betriebsratsfonds-Verordnung 1974, der
Verordnung iiber die Entsendung von Arbeitnehmervertretern in den
Aufsichtsrat, der Bundeseinigungsamts-Geschéftsordnung wund der
Schlichtungsstellen-Geschiiftsordnung

142. Verordnung des Bundesministers fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, mit
der die Betriebsrats-Wahlordnung 1974, die Betriebsrats-Geschiftsordnung 1974, die
Betriebsratsfonds-Verordnung 1974, die Verordnung iiber die Entsendung von
Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat, die Bundeseinigungsamts-Geschéiftsordnung
und die Schlichtungsstellen-Geschiiftsordnung geiindert werden

Auf Grund des § 161 des Arbeitsverfassungsgesetzes (ArbVG), BGBI. Nr. 22/1974, zuletzt geédndert
durch das Budgetbegleitgesetz BGBI. I Nr. 111/2010, wird, hinsichtlich des Artikels 6 im Einvernehmen
mit der Bundesministerin fiir Justiz, verordnet:

Artikel 1
Anderung der Betriebsrats-Wahlordnung 1974

Die Verordnung des Bundesministers fiir soziale Verwaltung iber die Vorbereitung und
Durchfilhrung der Wahl zum  Betriebsrat, Zentralbetriebsrat,  Jugendvertrauensrat  und
Zentraljugendvertrauensrat sowie die Bestellung und Tatigkeit von Wahlkommissionen und Wahlzeugen
(Betriebsrats-Wahlordnung 1974), BGBI. Nr. 319/1974, zuletzt gedndert durch die Verordnung BGBI.
Nr. 917/1993, wird wie folgt geédndert:

1. Dem § 1 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Die zustindige freiwillige Berufsvereinigung oder gesetzliche Interessenvertretung der
Arbeitnehmer (§ 39 Abs. 4 ArbVG) kann jeden Arbeitnehmer der Arbeitnehmerschaft eines Betriebes im
Sinne des Abs. 1 oder 4 durch geeignete MaBBnahmen auf die Verpflichtung der Arbeitnehmerschaft zur
Wahl eines Betriebsrates und das dabei einzuhaltende Verfahren hinweisen.*

2. § 3 Abs. 1 lautet:

(1) Die Zahl der Mitglieder des Betriebsrates bestimmt sich nach der Zahl der am Tag der
Betriebs(Gruppen)versammlung zur Wahl des Wahlvorstandes, bei Teilversammlungen am Tag der
letzten Teilversammlung, im Betrieb beschéftigten Arbeitnehmer.*

3. Im § 5 wird das Wort ,Karenzurlaubs®“ durch das Wort ,Karenz* sowie das Wort ,,Priasenzdienstes
durch die Worte ,Prisenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes* ersetzt.

4. Im bisherigen § 6 Abs. 1 entfillt die Absatzbezeichnung, § 6 Abs. 2 entfdllt.

5. § 8 Abs. 1 lautet:

,»(1) Wihlbar sind alle Arbeitnehmer, die
1. am Tag der Ausschreibung der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben und

2. seit mindestens sechs Monaten im Rahmen des Betriebes oder des Unternechmens, dem der
Betrieb angehort, beschiftigt sind.*
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6. § 8 Abs. 3 lautet:

,»(3) Nicht wahlbar sind:
1. a) Der Ehegatte oder eingetragene Partner des Betriebsinhabers;

b) die Kinder und Enkel des Betriebsinhabers und deren Ehegatten oder eingetragene Partner
sowie die Kinder und Enkel des Ehegatten oder eingetragenen Partners des Betriebsinhabers;

c) die Eltern und GrofBeltern des Betriebsinhabers sowie die Eltern und GroBeltern des Ehegatten
oder eingetragenen Partners des Betriebsinhabers;

d) die Geschwister des Betriebsinhabers und deren Ehegatten oder eingetragene Partner sowie
die Geschwister des Ehegatten oder eingetragenen Partners des Betriebsinhabers;

e) Personen, die zum Betriebsinhaber im Verhiltnis von Wahl- oder Pflegekind, Wahl- oder
Pflegeeltern sowie Miindel oder Vormund stehen;
2. in Betrieben juristischer Personen die Ehegatten oder eingetragenen Partner von Mitgliedern des
zur gesetzlichen Vertretung der juristischen Person berufenen Organs sowie Personen, die mit
Mitgliedern eines solchen Vertretungsorgans im ersten Grad verwandt oder verschwégert sind;

3. Heimarbeiter.*

7.8 11 Abs. 1 lautet:

(1) Der Zeitpunkt der Betriebs(Gruppen)versammlung zur Wahl des Wahlvorstandes ist vom
Einberufer (§ 45 ArbVQ) spitestens zwei Wochen vor dem Stattfinden der Versammlung durch Anschlag
im Betrieb oder durch eine sonstige geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung bekannt zu
machen. Der Anschlag hat derart zu erfolgen, dass die Arbeitnehmer des Betriebes (Arbeitnehmergruppe)
ehestens von seinem Inhalt Kenntnis nehmen kdnnen. In groferen Betrieben ist der Anschlag, wenn es die
Beschaffenheit des Betriebes erfordert, an mehreren Stellen durchzufithren. Bei oOrtlich getrennten
Arbeitsstétten soll der Anschlag in jeder Arbeitsstétte erfolgen. In Betrieben (Arbeitnehmergruppen), in
denen hochstens zwei Betriebsratsmitglieder zu wihlen sind, kann die Einberufung auch durch miindliche
Durchsage vorgenommen werden. Der Einberufer hat, sofern die Einberufung durch schriftliche oder
elektronische Mitteilung oder Durchsage erfolgt, fir die Verstindigung der stimmberechtigten
Arbeitnehmer zu sorgen. Nahere Bestimmungen dariiber kann die Geschiftsordnung (§ 8 Betriebsrats-
Geschiftsordnung 1974, BGBI. Nr. 355, in der jeweils geltenden Fassung) festlegen. Der Einberufer hat
zugleich den Betriebsinhaber vom Stattfinden der Betriebsversammlung schriftlich in Kenntnis zu setzen,
wobei auf die Tagesordnung der Betriebsversammlung, sowie auf die Pflicht des Betriebsinhabers zur
Ubermittlung des Arbeitnehmerverzeichnisses an den Wahlvorstand gemiB § 14 Abs. 1 ausdriicklich
hinzuweisen ist.

8. § 13 Abs. 3 und 4 lautet:

,»(3) Kommt der Wahlvorstand den im Abs. 1 genannten Verpflichtungen binnen acht Wochen nicht
oder nur unzureichend nach, so ist er von der Betriebs(Gruppen)versammlung zu entheben. In diesem Fall
kann, abweichend von § 2 der Betriebsrats-Geschéftsordnung, jeder Arbeitnehmer des Betriebes, die
zustiandige freiwillige Berufsvereinigung oder gesetzliche Interessenvertretung der Arbeitnehmer die
Betriebs(Gruppen)versammlung einberufen. Diese hat zugleich einen neuen Wahlvorstand zu bestellen.
Im Fall mehrerer Einberufungen gilt die zeitlich erste.

(4) Fir die Mitglieder des Wahlvorstandes gelten die §§ 115 und 116 ArbVG, BGBI. Nr. 22/1974, in
der Fassung des Budgetbegleitgesetzes BGBI. I Nr. 111/2010 sinngemaf.*

9. § 14 Abs. 1 lautet:

»(1) Der Betriecbsinhaber hat dem Wahlvorstand ein Verzeichnis der am Tag der
Betriebs(Gruppen)versammlung zur Wahl des Wahlvorstandes - bei Teilversammlungen am Tag der
letzten Teilversammlung - im Betrieb beschéftigten Arbeitnehmer binnen zwei Tagen nach Erhalt der
Verstindigung gemdll § 12 Abs.2 zur Verfiigung zu stellen, wenn er vom Einberufer der
Betriebsversammlung zur Wahl des Wahlvorstandes auf die Pflicht zur Ubermittlung des
Arbeitnehmerverzeichnisses ausdriicklich hingewiesen worden ist. Dieses Verzeichnis hat Familien- bzw.
Nach- und Vornamen, Geburtsdatum, den Tag des Eintrittes in den Betrieb sowie Angaben dariiber zu
enthalten, welche auBerhalb des Hauptbetriebes gelegene Arbeitsstitten und Einsatzorte bestehen und
welche Arbeitnehmer dort beschiftigt sind. Das Verzeichnis hat weiters die Wohnadressen jener
Arbeitnehmer zu enthalten, die voraussichtlich wegen Urlaubs, Karenz, Leistung des Prisenz-,
Ausbildungs- oder Zivildienstes, einer noch bestehenden Krankheit oder Einsatzes aufBerhalb des
Hauptbetriebes am Wahltag an der personlichen Stimmabgabe verhindert sein werden. Bei getrennt zu
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wihlenden Betriebsriten ist jedem Wahlvorstand das Verzeichnis jener Arbeitnehmer zur Verfiigung zu
stellen, die der betreffenden Gruppe zugehérig sind.*

10. In § 19 Abs. 2 Z 11 wird das Wort ,Karenzurlaubs“ durch das Wort ,Karenz* sowie das Wort
,Prasenzdienstes* durch die Worte ,Prasenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes* ersetzt.

11. In § 20 Abs. 2a Z 1 wird der Ausdruck ,,Familien- und Vornamens* durch den Ausdruck ,Familien-
bzw. Nach- und Vornamens* ersetzt.

12. In § 22 Abs. 3 wird der Ausdruck ,,Familien- und Vornamen* durch den Ausdruck ,,Familien- bzw.
Nach- und Vornamen* ersetzt.

13. Nach § 22 Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefiigt:

»(5a) Die Wahlkarte kann auch als verschliefbarer Briefumschlag, der an den Wahlvorstand
adressiert ist, hergestellt werden. Der Wahlkarte sind ein amtlicher Stimmzettel (§ 21a) und ein
Wahlkuvert (§ 24 Abs. 3) anzuschlieBen. Die Ausmalle der Wahlkarte sind so festzulegen, dass ein
Wahlkuvert eingelegt werden kann.*

14. Nach § 24 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

,»(2a) Blinde oder schwer sehbehinderte Personen diirfen sich von einer Begleitperson, die sie selbst
auswiahlen konnen, fiihren und sich bei der Wahlhandlung helfen lassen. In allen anderen Féllen darf die
Wahlzelle stets nur vom Wihler allein betreten werden. Uber die Zulissigkeit der Inanspruchnahme einer
Begleitperson entscheidet im Zweifelsfall der Wahlvorstand. Jede Stimmabgabe mit Hilfe einer
Begleitperson ist in der Niederschrift festzuhalten.*

15. § 25 Abs. 1 letzter Satz lautet:

»Das Wahlkuvert ist gemeinsam mit der vom Wahlvorstand ausgestellten Wahlkarte in den vom
Wahlvorstand iibermittelten Briefumschlag oder in die als Briefumschlag hergestellte Wahlkarte (§ 22
Abs. 5a) zu legen und im Postwege iiber die Post oder einen anderen Universaldienstbetreiber gemdf3 § 6
Abs. 1 bis 3 des Postmarktgesetzes, BGBI. I Nr. 123/2009, in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes
BGBI. I Nr. 111/2010, dem Wahlvorstand einzusenden.*

16. § 33 lautet:

,».8 33. Der Wahlvorstand hat das Ergebnis der Wahl im Betrieb durch Anschlag oder durch eine
sonstige geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung (§ 11 Abs. 1) kundzumachen und dem
Betriebsinhaber, dem nach dem Standort des Betriebes zustandigen Arbeitsinspektorat, den zustindigen
freiwilligen Berufsvereinigungen und der zustindigen gesetzlichen Interessenvertretung der
Arbeitnehmer schriftlich mitzuteilen.*

17. § 48a Abs. 5 vierter Satz lautet:
,Fur die Beschlussfassung gilt § 31 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 7, 7a und 8 der Betriebsrats-
Geschiftsordnung 1974, BGBI. Nr. 355, in der jeweils geltenden Fassung.*

18. In § 48a Abs. 8 wird der Ausdruck ,,Familien- und Vornamens® durch den Ausdruck ,,Familien- bzw.
Nach- und Vornamens* ersetzt.

19. § 49 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,,Beil Berechnung dieser Zahl haben die gemif § 8 Abs. 3 Z 1 vom passiven Wahlrecht ausgeschlossenen
Familienangehorigen des Betriebsinhabers aufler Betracht zu bleiben.*

20. § 50 Abs. 1 lautet:

(1) Jugendliche Arbeitnehmer im Sinne dieser Verordnung sind Arbeitnehmer einschlieSlich
Heimarbeitern, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sowie Lehrlinge, die das
21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.*

21. § 54 samt Uberschrifi lautet:
»Aktives Wahlrecht

§ 54. Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer des Betriebes, die am Tag der Wahlausschreibung
(§ 52) das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sowie Lehrlinge, die das 21. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, und die an diesem Tag sowie am Tag der Wahl im Betrieb beschéftigt sind.*
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22. § 55 samt Uberschrift lautet:

,»Passives Wahlrecht
§ 55. Wahlbar sind alle Arbeitnehmer des Betriebes, die

1. am Tag der Wahlausschreibung das 23. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und
2. am Tag der Wahl seit mindestens sechs Monaten im Betrieb beschéftigt sind.*

23. § 67 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) §1 Abs. 5, §3 Abs. 1, §5,86,§8 Abs. 1 und 3, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 3 und 4, § 14 Abs. 1,
§19Abs.2Z7Z11,§20 Abs.2aZ 1, § 22 Abs. 3 und 5a, § 24 Abs. 2a, § 25 Abs. 1, § 33, § 48a Abs. 5 und
8, §49 Abs. 1, § 50 Abs. 1, § 54 samt Uberschrift, § 55 samt Uberschrift sowie die Anlagen 1 bis 14
dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 142/2012 treten mit 1. Mai 2012 in Kraft.
§ 6 Abs. 2 tritt mit Ablauf des 30. April 2012 aufler Kraft.”

24. Die Anlagen 1 bis 14 zur Betriebsrats-Wahlordnung lauten:
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»Anlage 1
(Zu § 15 der Verordnung)

Muster fiir die Wahler/innen/liste

WAHLER/INNEN/LISTE

fiir die Wahl des Betriebsrates der Arbeiterinnen/Arbeiter” oder Angestellten*) im Betrieb

Fortl. Familien-/Nach- und Vorname Geburts- | Beschiftigt im Anmerkung
Zahl datum Betrieb seit

Die/Der Vorsitzende des Wahlvorstandes:

(Ort) (Datum) (Unterschrift)

" Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 2

(Zu § 24 der Verordnung)

Muster fiir das Abstimmungsverzeichnis

ABSTIMMUNGSVERZEICHNIS

fiir die Wahl des Betriebsrates der Arbeiterinnen/Arbeiter” oder Angestellten*) im Betrieb

Fortl.
Zahl

Familien-/Nach- und Vorname

Fortl. Zahl der
Wiihler/innen/liste

Anmerkung

") Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 3

(Zu § 22 der Verordnung)

Muster fiir das Verzeichnis der Wahlkartenwihler/innen

WAHLKARTENWAHLER/INNEN

fiir die Wahl des Betriebsrates der Arbeiterinnen/Arbeiter” oder Angestellten*) im Betrieb

Fortl. | Familien-/Nach- und Fortl. Anschrift am Grund fiir die Anmerkung
Zahl Vorname Zahl der Aufenthalts- | Verhinderung an
Wiihler- ort der personlichen
/innen/liste Stimmabgabe
Die/Der Vorsitzende des Wahlvorstandes:
............................... sden ..ol
(Ort) (Datum) (Unterschrift)

*) Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 4
(Zu § 19 der Verordnung)

Muster einer Wahlkundmachung

KUNDMACHUNG

fiir die Wahl des Betriebsrates der Arbeiterinnen/Arbeiter” oder Angestellten*) im Betrieb

1. In den Betriebsrat der Arbeiterinnen/Arbeiter* oder Angestellten* sind ............... Mitglieder
zu wihlen.

2. Die Liste der Wahlberechtigten liegt nebst einem Abdruck der Betriebsrats-Wahlordnung 1974
im zur Einsicht fiir alle im Betrieb beschéftigten

Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer auf.

3. Einwendungen gegen die Wihlerliste konnen von jeder/jedem einzelnen im Betrieb beschiftigten
wahlberechtigten ~ Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer bis zum ..................... bei der/dem
unterzeichneten Vorsitzenden des Wahlvorstandes eingebracht werden; verspitet eingebrachte
Einwendungen bleiben unberiicksichtigt.

4. Wahlvorschlage, welche die Wahlwerberinnen/Wahlwerber genau bezeichnen miissen, sind ab
Wahlkundmachung schriftlich bis zum ..................... bei einem Mitglied des Wahlvorstandes
einzureichen. Verspétet eingebrachte Wahlvorschldge bleiben unberiicksichtigt. Jeder
Wahlvorschlag  muss ein  Verzeichnis von  hochstens  doppelt so  vielen
Wahlwerberinnen/Wahlwerbern, als Mitglieder des Betriebsrates zu wihlen sind, enthalten. Ein
Wahlvorschlag ist nur dann giiltig, wenn er von mindestens
............ Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern  unterfertigt ist; hierbei werden auf die
erforderliche ~ Anzahl von  Unterschriften die  allfilligen  Unterschriften  von
Wahlwerberinnen/Wahlwerbern nur bis zu einer Héhe von ................... angerechnet. Eine/Einer
der Unterzeichnerinnen/Unterzeichner des Wahlvorschlages ist als Vertreterin/Vertreter
desselben anzufithren. Der Wahlvorschlag ist mit einer unterscheidenden Bezeichnung
(Fraktions-, Listenname) zu versehen.

5. Die zur Wahlhandlung zugelassenen Wahlvorschlige werden vom ............. bis zum Wabhltag
im........... zur Einsicht der Wahlberechtigten aufliegen.

6. Die Stimmabgabe findetam ................................. 1100 [ (o)1
bis .....ooeneen Uhr statt.

7. Es sind nur jene Stimmen giiltig, die fiir einen zur Wahlhandlung zugelassenen Wahlvorschlag
abgegeben werden. Der Wahlvorschlag ist im Stimmzettel anzukreuzen, zu unterstreichen oder
auf sonstige Weise, wie z.B. durch Durchstreichen aller iibrigen Wahlvorschlidge oder durch
Angabe einer/eines Wahlwerberin/Wahlwerbers oder mehrerer Wahlwerberinnen/Wahlwerber,
eindeutig zu bezeichnen. Die Stimmabgabe erfolgt in der Weise, dass die Wahlerin/der Wahler in
der Wahlzelle den ausgefiillten Stimmzettel in den ihr/ihm von der/dem Vorsitzenden des
Wahlvorstandes (Wahlkommission) iibergebenen Umschlag legt und den Umschlag sodann
geschlossen der/dem Vorsitzenden iibergibt, die/der ihn unge6ffnet in die Urne legt.

8. Fiir die Stimmabgabe wird ein einheitlicher Stimmzettel aufgelegt.” Fiir die Stimmabgabe wird
gemal Beschluss des Wahlvorstandes vom .......................... kein einheitlicher Stimmzettel
aufgelegt.”

9. Wahlberechtigte, die wegen Urlaubs, Karenz, Leistung des Prisenz-, Ausbildungs- oder
Zivildienstes oder Krankheit am Wahltag (an den Wahltagen) an der Leistung der Dienste oder
infolge Ausiibung ihres Berufes an der personlichen Stimmabgabe verhindert sind, kdnnen zur
Wahrung ihres Wahlrechtes spétestens bis ....................... bei der/dem Vorsitzenden des
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Wahlvorstandes die Ausstellung einer Wahlkarte beantragen. Dasselbe gilt, wenn
Wahlberechtigte aus anderen wichtigen ihre Person betreffenden Griinden an der Dienstleistung
und damit an der persdnlichen Stimmabgabe verhindert sind. Wird diese ausgestellt, kdnnen sie
den Stimmzettel in den vom Wahlvorstand ausgehdndigten oder iibermittelten Umschlag
(Wahlkuvert), der keine Aufschrift oder Zeichen tragen darf, die auf die Person der Wéhlerin/des
Wihlers schliefen lassen, geben und diesen Umschlag geschlossen gemeinsam mit der vom
Wahlvorstand ausgestellten Wahlkarte in einen Briefumschlag legen und diesen sodann
verschlossen im Postwege dem Wahlvorstand iibermitteln. Wird die Wahlkarte als
Briefumschlag hergestellt, haben sie den Stimmzettel in das Wahlkuvert und dieses in die als
Briefumschlag hergestellte Wahlkarte zu legen und diese sodann verschlossen im Postwege dem
Wahlvorstand zu {ibermitteln. Die Einsendung hat so zeitgerecht zu erfolgen, dass das
Wahlkuvert spitestens am ........................ bis ........... Uhr beim Wahlvorstand einlangt.
Ohne Wahlkarte oder verspitet eingelangte Stimmzettel sind ungiiltig. Auch nach Ausstellung
einer Wahlkarte bleibt die/der Wahlberechtigte zur personlichen Stimmabgabe berechtigt, doch
ist sie/er nur dann zur personlichen Stimmabgabe zugelassen, wenn sie/er die ihr/ihm ausgestellte
Wahlkarte dem Wahlvorstand iibergibt.

10. Mitglieder des Wahlvorstandes sind:

Die/Der Vorsitzende des Wahlvorstandes:

(Ort) (Datum) (Unterschrift)

“) Nichtzutreffendes streichen

www.ris.bka.gv.at



BGBI. II - Ausgegeben am 30. April 2012 - Nr. 142 10 von 44

Anlage 5
(Zu § 31 der Verordnung)

Muster fiir die Niederschrift des Wahlvorstandes (der Wahlkommission)

NIEDERSCHRIFT
iiber die Vorgiinge bei der Wahl des Betriebsrates der Arbeiterinnen/Arbeiter” oder
Angestellten”
10 B 5T g
11 1| 20.
WARTIOKAL ... e e e e
Beginn der Wahlhandlung .......... ..o e
Anwesende Mitglieder des Wahlvorstandes (der Wahlkommission):
0 650 1234 Ua (<7 O
e
B e e
Anwesende Wahlzeug/innen:
Fiir die WaAhIer/INNengrupPe: . ... .ottt e e e
FUr die Wahler/InengrupPe: .. ...eeint ittt ettt et et et et et et et et e e et e e e et e e e e e aneneanenas

Vor Beginn der Wahl wurde festgestellt, dass die Wahlurne leer war.

Es gaben zunichst die wahlberechtigten Mitglieder des Wahlvorstandes (der Wahlkommission),
danach die Wahlzeug/innen, sofern sie wahlberechtigt sind, sodann die iibrigen Wahler/innen nach der
Reihenfolge ihres Erscheinens ihre Stimme ab; schlielich wurden die von den abwesenden Wéhler/innen
eingesendeten Wahlkuverts in die Wahlurne gelegt.

Beschliisse des Wahlvorstandes (der Wahlkommission)

N.N. (fortlaufende Zahl des Wihlerverzeichnisses) wurde zur Stimmabgabe nicht zugelassen,

Nachdem die fiir die Wahlbehandlung festgesetzte Wahlzeit abgelaufen ist, alle bis dahin
erschienenen Wéhler/innen ihre Stimmen abgegeben hatten und die giiltig eingesendeten Wahlkuverts der
zur brieflichen Stimmabgabe Berechtigten in die Wahlurne gelegt wurden, wurde die Wahlhandlung um
............ Uhr fiir geschlossen erklért.

Im Wahllokal verblieben nur die Mitglieder des Wahlvorstandes (der Wahlkommission) und die
Wabhlzeugen.

Die Wahlurne wurde versiegelt.
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_ Nach Entleerung der Wahlurne und Zahlung der abgegebenen Wahlkuverts wurde die
Ubereinstimmung der Anzahl derselben mit der Zahl der im Waihlerverzeichnis eingetragenen
Waihler/innen festgestellt.

Oder:

.............. wurde festgestellt, dass die Anzahl derselben um ........... groBer/kleiner” ist als die
Zahl der im Wahlverzeichnis eingetragenen Wahler/innen. Dieser Unterschied diirfte darauf
ZUrlickZUTUNIEn SEIN, AASS ... ..ot e

Es wurden somit insgesamt ................. Wahlkuverts abgegeben.
Sodann wurden die Wahlkuverts gedffnet, anschlieBend die Stimmzettel entfaltet.

Mit Beschluss des Wahlvorstandes wurden folgende Stimmzettel als ungiiltig erklért:
Fortlaufende Zahl: 1, Weil ... e e e
Fortlaufende Zahl: 2, Weil ...
Gesamtsumme der ungiiltigen StIMMEN ..........o.oitiiii e

Von den giiltigen ................ Stimmzetteln lauten:
1. Auf den WahIvorschlag ... e

2. Aufden WahlvorsChIag ........o.oniieii i e e et

3. Aufden WahIvorSChIag ........ouiniieii e e e et

Auf Grund der beiliegenden Berechnung erscheinen nachstehende Wahlwerber/innen gewéhlt:

WahIVOrsChlag ..o e N.N.
N.N

N.N

WahIVOTSCRIAE ... .ot e e e e e e e N.N.
N.N.

WahIVOrSChlag . .......oi e N.N.
Da die Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen auf den Wahlvorschlag .............................

entfillt, erscheinen die Wahlwerber/innen dieses Wahlvorschlages gewihlt.

Der Niederschrift sind angeschlossen:

(Unterschriften)

" Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 6
(Zu § 27 der Verordnung)

Beispiele fiir die Berechnung des Wahlergebnisses

Beispiel I: Die Zahl der im Betrieb (Arbeitnehmer/innengruppe) Beschéftigten betrdgt 348. Es
sind somit sieben Mitglieder des Betriebsrates zu wihlen. Von den 340 giiltigen abgegebenen Stimmen
entfallen auf den Wahlvorschlag A 210, auf den Wahlvorschlag B 112 und auf den Wahlvorschlag C 18.

Um die auf die einzelnen Wahlvorschliage entfallende Anzahl von Mandaten zu ermitteln, werden
diese Summen zunéchst nach ihrer Gréfle geordnet nebeneinander geschrieben, unter jede Summe wird
die Halfte derselben geschrieben, darunter das Drittel (der ersten Summe), dann das Viertel und so nach
Bedarf weiter, wobei diese Zahlen zunéchst unter Auflerachtlassung eventueller Dezimalstellen als ganze
Zahlen errechnet werden kénnen.

Es ergibt sich also folgendes Bild:

A B C Nun muss die Wahlzahl ermittelt werden; als solche gilt bei sieben
210 112 18 zu vergebenden Mandaten die siebentgrofBte der so angeschriebenen
1/2= 105 56 9 Zahlen.

13= 70 37 6

1/4= 52 28 4

/5= 42

1/6 = 35 Dies ist hier die Zahl 42 (210, 112, 105, 70, 56, 52, 42).

Auf jeden Wahlvorschlag entfallen nun so viele Mandate, als die Wahlzahl in der Summe der fiir ihn
abgegebenen Stimmen enthalten ist.

Es entfallen also
auf den Wahlvorschlag A: 210 : 42 =5 Mandate,
auf den Wahlvorschlag B: 112 : 42 =2 Mandate,
auf den Wahlvorschlag C: 18 : 42 =0, also kein Mandat.

Beispiel I1: Gesamtzahl der giiltigen Stimmen 189. Zahl der Mandate 5. Die Stimmen verteilen
sich auf die einzelnen Wahlvorschldge wie folgt:
A B C D E
56 38 36 30 29
12= 28

Da die filinftgroBBte Zahl der Stimmenanzahl des Wahlvorschlages mit den geringsten Stimmen
entspricht (die Hailfte des ersten Wahlvorschlages ist bereits kleiner), ergibt sich, dass jeder
Wabhlvorschlag ein Mandat erhélt.

Beispiel I11: Gesamtzahl der giiltigen Stimmen 184. Zahl der Mandate 5. Die Stimmen verteilen
sich auf die einzelnen Wahlvorschldage wie folgt:
A B C Wahlzahl ist bei fiinf zu vergebenden Mandaten die flinftgrofte der
106 52 26 so angeschriebenen Zahlen.
12= 53 26 13
13= 35 17 8
/4= 26 13 6 Dies ist hier die Zahl 26 (106, 53, 52, 35, 26).

Da auf jeden Wahlvorschlag so viele Mandate entfallen, als die Wahlzahl in der Summe der fiir ihn
abgegebenen Stimmen enthalten ist, wiirden also entfallen

auf den Wahlvorschlag A: 106 : 26 =4 Mandate,
auf den Wahlvorschlag B: 52 : 26 =2 Mandate,
auf den Wahlvorschlag C: 26 : 26 =1 Mandat.
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Da nur fiinf Mandate zu vergeben sind und die unter Auflerachtlassung eventueller Dezimalstellen
errechnete Wahlzahl als Teilzahl in allen drei Wahlvorschldgen aufscheint, so ist die Wahlzahl auf
Dezimalstellen zu errechnen.

A B C
106 52 26 =26,00
1/4= 26,50 1/2= 26,00

Sohin ergibt sich, dass die Wahlzahl als fliinfgroBte der angeschriebenen Teilzahlen (106, 53, 52, 35,
26,50) 26,50 ist.

Es entfallen somit
auf den Wahlvorschlag A: 106 : 26,50 = 4 Mandate,
auf den Wahlvorschlag B: 52 : 26,50 = 1 Mandat,
auf den Wahlvorschlag C: 26 : 26,50 =0, also kein Mandat.

Beispiel IV: Gesamtzahl der giiltigen Stimmen 184. Zahl der Mandate 5. Die Stimmen verteilen
sich auf die einzelnen Wahlvorschldge wie folgt:
A B C Wahlzahl ist bei fiinf zu vergebenden Mandaten die fiinftgrofte der
106 53 25 so angeschriebenen Zahlen.
12= 53 26 12
173= 35 17 8
/4= 26 13 6 Dies ist hier die Zahl 26 (106, 53, 53, 35, 26).

Da auf jeden Wahlvorschlag so viele Mandate entfallen, als die Wahlzahl in der Summe der fiir ihn
abgegebenen Stimmen enthalten ist, wiirden also entfallen

auf den Wahlvorschlag A: 106 : 26 =4 Mandate,
auf den Wahlvorschlag B: 53 : 26 = 2 Mandate,
auf den Wahlvorschlag C: 25 : 26 =0, also kein Mandat.

Da nur fiinf Mandate zu vergeben sind und die unter Auflerachtlassung eventueller Dezimalstellen
errechnete Wahlzahl als Teilzahl in zwei Wahlvorschldgen aufscheint, so ist die Wahlzahl auf
Dezimalstellen zu errechnen.

A B
106 53
1/4= 26,50 12= 26,50

Da auch bei einer unter Beriicksichtigung der Dezimalstellen berechneten Wahlzahl beide
Wabhlvorschldge den gleichen Anspruch auf das fiinfte Mandat haben, entscheidet zwischen beiden
Wabhlvorschlagen das Los.
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Anlage 7
(Zu § 47 der Verordnung)

Beispiele fiir die Berechnung Stimmgewichtung
in der Zentralbetriebsratswahl

1. Die Zahl der Wahlberechtigten im Betrieb (Arbeitnehmer/innengruppe) A betragt 191, die Zahl
der Betriebsratsmandate 5, das ergibt 38 ganze Stimmen pro Mandat.

2. Die Zahl der Wahlberechtigten im Betrieb (Arbeitnehmer/innengruppe) B betragt 642, die Zahl
der Betriebsratsmandate 10, das ergibt 64 ganze Stimmen pro Mandat.

3. Die Zahl der Wahlberechtigten im Betrieb (Arbeitnehmer/innengruppe) C betrigt 47, die Zahl
der Betriebsratsmandate 3, das ergibt 15 ganze Stimmen pro Mandat.

Die kleinste Stimmenzahl, die ein Betriebsratsmitglied aufweist, ist 15. Daher betrdgt das Stimmgewicht
aller gleichgewichtigen Stimmzettel 15 — 1 = 14.

Es konnen daher Betriebsratsmitglieder des Betriebsrates
A 2 Stimmzettel mit dem Stimmgewicht 14 und 10 Einzelstimmen
B 4 Stimmzettel mit dem Stimmgewicht 14 und 8 Einzelstimmen

C 1 Stimmzettel mit dem Stimmgewicht 14 und 1 Einzelstimmen
abgeben.
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Anlage 8
(Zu § 57 der Verordnung)
Muster fiir die Wihler/innen/liste
WAHLER/INNEN/LISTE
fiir die Wahl des Jugendvertrauensrates im Betrieb
Arbeiterinnen/Arbeiter” oder Angestellte”
Fortl. Familien-/Nach- und Vorname Geburts- | Beschiftigt im Anmerkung
Zahl datum Betrieb seit

Die/Der Vorsitzende des Wahlvorstandes:

") Nichtzutreffendes streichen

www.ris.bka.gv.at
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Anlage 9

(Zu § 62 der Verordnung)

Muster fiir das Abstimmungsverzeichnis

ABSTIMMUNGSVERZEICHNIS

fiir die Wahl des Jugendvertrauensrates im Betrieb

Arbeiterinnen/Arbeiter” oder Angestellte”

Fortl.
Zahl

Familien-/Nach- und Vorname Fortl. Zahl der
Wiihler/innen/liste

Anmerkung

Die/Der Vorsitzende des Wahlvorstandes:

(Datum) (Unterschrift)

") Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 10
(Zu § 60 der Verordnung)
Muster fiir das Verzeichnis der Wahlkartenwéihler/innen
WAHLKARTENWAHLER/INNEN
bei der Wahl des Jugendvertrauensrates im Betrieb
Arbeiterinnen/Arbeiter” oder Angestellte”
Fortl. | Familien-/Nach- und Fortl. Anschrift am Grund fiir die Anmerkung
Zahl Vorname Zahl der Aufenthalts- | Verhinderung an
Wiihler- ort der personlichen
/innen/liste Stimmabgabe
Die/Der Vorsitzende des Wahlvorstandes:
............................... sden .o
(Ort) (Datum) (Unterschrift)

") Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 11
(Zu § 58 der Verordnung)
Muster einer Wahlkundmachung
KUNDMACHUNG
iiber die Wahl des Jugendvertrauensrates fiir den Betrieb

1. In den Jugendvertrauensrat sind ............... Mitglieder zu wéhlen.
2. Die Liste der Wahlberechtigten liegt nebst einem Abdruck der Betriebsrats-Wahlordnung 1974
1100 R zur Einsicht fiir alle im Betrieb beschéftigten wahlberechtigten jugendlichen

Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer auf.

3. Einwendungen gegen die Waihlerliste konnen von jeder/jedem im Betrieb beschiftigten
wahlberechtigten jugendlichen Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer bis zum ..................... bei
der/dem unterzeichneten Vorsitzenden des Wahlvorstandes eingebracht werden; verspitet
eingebrachte Einwendungen bleiben unberiicksichtigt.

4. Wahlvorschlidge, welche die Wahlwerberinnen/Wahlwerber genau bezeichnen miissen, sind ab
Wahlkundmachung schriftlich bis zum ..................... bei einem Mitglied des Wahlvorstandes
einzureichen. Verspétet eingebrachte Wahlvorschlige bleiben unberiicksichtigt. Jeder
Wahlvorschlag  muss ein  Verzeichnis von  hochstens  doppelt so  vielen
Wahlwerberinnen/Wahlwerbern, als Mitglieder des Jugendvertrauensrates zu wihlen sind,
enthalten. Ein Wahlvorschlag ist nur dann giiltig, wenn er von mindestens
............ wahlberechtigten jugendlichen Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern unterfertigt ist;
hierbei werden auf die erforderliche Anzahl von Unterschriften die allfélligen Unterschriften von
Wahlwerberinnen/Wahlwerbern nur bis zu einer Hoéhe von ........................ angerechnet.
Eine/Einer der  Unterzeichnerinnen/Unterzeichner — des  Wahlvorschlages ist  als
Vertreterin/Vertreter desselben anzufithren. Der Wahlvorschlag ist mit einer unterscheidenden
Bezeichnung (Fraktions-, Listenname) zu versehen.

5. Die zur Wahlhandlung zugelassenen Wahlvorschlage werden vom ......................ocoee.

angefangen im ................ooiiiii i zur Einsicht der Wahlberechtigten aufliegen.
6. Die Stimmabgabe findetam ................................. 1100 [ (o) | R
bis ............. Uhr statt.

7. Es sind nur jene Stimmen giiltig, die fiir einen zur Wahlhandlung zugelassenen Wahlvorschlag
abgegeben werden. Der Wahlvorschlag ist im Stimmzettel anzukreuzen, zu unterstreichen oder
auf sonstige Weise, wie z.B. durch Durchstreichen aller {ibrigen Wahlvorschldge oder durch
Angabe einer/eines Wahlwerberin/Wahlwerbers oder mehrerer Wahlwerberinnen/Wahlwerber,
eindeutig zu bezeichnen. Die Stimmabgabe erfolgt in der Weise, dass die Wéhlerin/der Wahler in
der Wabhlzelle den ausgefiillten Stimmzettel in den ihr/ihm von der/dem Vorsitzenden des
Wahlvorstandes (Wahlkommission) iibergebenen Umschlag legt und den Umschlag sodann
geschlossen der/dem Vorsitzenden iibergibt, die/der ihn ungedffnet in die Urne legt.

8. Fiir die Stimmabgabe wird ein einheitlicher Stimmzettel aufgelegt.” Fiir die Stimmabgabe wird
gemal Beschluss des Wahlvorstandes vom ................c.......e. kein einheitlicher Stimmzettel
aufgelegt.”

9. Wahlberechtigte, die wegen Urlaubs, Karenz, Leistung des Pridsenz-, Ausbildungs- oder
Zivildienstes oder Krankheit am Wahltag an der Leistung der Dienste oder infolge Ausiibung
ihres Berufes an der personlichen Stimmabgabe verhindert sind, konnen zur Wahrung ihres
Wabhlrechtes spitestens bis ....................... bei der/dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes die
Ausstellung einer Wahlkarte beantragen. Dasselbe gilt, wenn Wahlberechtigte aus anderen
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wichtigen ihre Person betreffenden Griinden an der Dienstleistung und damit an der persénlichen
Stimmabgabe verhindert sind. Wird eine Wahlkarte ausgestellt, kann die/der Wahlberechtigte
den Stimmzettel in den vom Wahlvorstand ausgehdndigten oder iibermittelten Umschlag
(Wahlkuvert), der keinerlei Aufschrift oder Zeichen tragen darf, die auf die Person der
Waihlerin/des Wéhlers schlieBen lassen, geben, diesen Umschlag geschlossen gemeinsam mit der
vom Wabhlvorstand ausgestellten Wahlkarte in einen Briefumschlag legen und diesen sodann
verschlossen im Postwege dem Wahlvorstand {ibermitteln. Wird die Wahlkarte als
Briefumschlag hergestellt, haben sie den Stimmzettel in das Wahlkuvert und dieses in die als
Briefumschlag hergestellte Wahlkarte zu legen und diese sodann verschlossen im Postwege dem
Wahlvorstand zu iibermitteln. Die Einsendung hat so zeitgerecht zu erfolgen, dass das
Wahlkuvert spitestens am ........................ bis ........... Uhr beim Wahlvorstand einlangt.
Ohne Wahlkarte oder verspitet eingelangte Stimmzettel sind ungiiltig. Auch nach Ausstellung
einer Wahlkarte bleibt die/der Wahlberechtigte zur persdonlichen Stimmabgabe berechtigt, doch
ist sie/er nur dann zur personlichen Stimmabgabe zugelassen, wenn sie/er die ihr/ihm ausgestellte
Wahlkarte dem Wahlvorstand iibergibt.

10. Mitglieder des Wahlvorstandes sind:

Die/Der Vorsitzende des Wahlvorstandes:

(Ort) (Datum) (Unterschrift)

“) Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 12
(Zu § 58 der Verordnung)
Muster einer Wahlkundmachung¥)
KUNDMACHUNG
iiber die Wahl des Jugendvertrauensrates fiir den Betrieb
l.In den Jugendvertrauensrat sind ............ Mitglieder zu wéhlen. Die Gruppe der
Arbeiterinnen/Arbeiter  hat  ............ Mitglieder, die  Gruppe der  Angestellten

........... Mitglieder zu wéhlen.

2. Die Liste der Wahlberechtigten liegt nebst einem Abdruck der Betriebsrats-Wahlordnung 1974
M i, zur Einsicht fiir alle im Betrieb beschéftigten wahlberechtigten jugendlichen
Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer auf.

3. Einwendungen gegen die Waihlerliste konnen von jeder/jedem im Betrieb beschiftigten
wahlberechtigten jugendlichen Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer bis zum ..................... bei
der/dem unterzeichneten Vorsitzenden des Wahlvorstandes eingebracht werden; verspétet
eingebrachte Einwendungen bleiben unberiicksichtigt.

4. Die nach der Gruppe der Arbeiterinnen/Arbeiter und Angestellten getrennt einzubringenden
Wahlvorschldge, welche die Wahlwerberinnen/Wahlwerber genau bezeichnen miissen, sind ab
Wahlkundmachung schriftlich bis zum ..................... bei einem Mitglied des Wahlvorstandes
einzureichen. Verspitet eingereichte Wahlvorschlige bleiben unberiicksichtigt. Jeder
Wahlvorschlag einer Gruppe muss ein Verzeichnis von hdochstens doppelt so vielen
Wahlwerberinnen/Wahlwerbern, als diese Gruppe Mitglieder des Jugendvertrauensrates zu
wihlen hat, enthalten. Ein Wahlvorschlag einer Gruppe ist nur dann giiltig, wenn er von

mindestens  ............ jugendlichen  Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern  dieser ~ Gruppe
unterfertigt ist; hierbei werden auf die erforderliche Anzahl von Unterschriften die allfdlligen
Unterschriften von Wahlwerberinnen/Wahlwerbern nur bis zur Héhe von ......... angerechnet.

Eine/Einer der  Unterzeichnerinnen/Unterzeichner  des ~ Wahlvorschlages st  als
Vertreterin/Vertreter desselben anzufiihren. Der Wahlvorschlag ist mit einer unterscheidenden
Bezeichnung (Fraktions-, Listenname) zu versehen.

5. Die zur Wahlhandlung zugelassenen Wahlvorschldge werden vom .................cooiiiii.

Bis zum Wahltag im ............... zur Einsicht der Wahlberechtigten aufliegen.
6. Die Stimmabgabe findetam ......................ooennen. 111 VON eveninennens
bis ....ooeene. Uhr statt.

7. Ein/e Wihlerin/Wihler kann ihre/seine Stimme nur fiir einen der fiir ihre/seine Gruppe
zugelassenen Wahlvorschldge abgeben. Der Wahlvorschlag ist im Stimmzettel anzukreuzen, zu
unterstreichen oder auf sonstige Weise, z.B. durch Durchstreichen aller iibrigen Wahlvorschldge
oder durch Angabe einer/eines Wahlwerberin/Wahlwerbers oder mehrerer
Wahlwerberinnen/Wahlwerber, eindeutig zu bezeichnen. Die Stimmabgabe erfolgt in der Weise,
dass die Wihlerin/der Wihler in der Wahlzelle den ausgefiillten Stimmzettel in den ihr/ihm von
der/dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes (Wahlkommission) iibergebenen Umschlag legt und
den Umschlag sodann geschlossen der/dem Vorsitzenden iibergibt, die/der ihn ungedffnet in die

Urne legt.
8. Fiir die Stimmabgabe wird fiir jede Gruppe ein einheitlicher Stimmzettel aufgelegt.”” Fiir die
Stimmabgabe wird gemil Beschluss des Wahlvorstandes vom .......................... kein

einheitlicher Stimmzettel aufgelegt.””
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9. Wahlberechtigte, die wegen Urlaubs, Karenz, Leistung des Prdsenz-, Ausbildungs- oder
Zivildienstes oder Krankheit am Wahltag an der Leistung der Dienste oder infolge Ausiibung
ihres Berufes an der personlichen Stimmabgabe verhindert sind, konnen zur Wahrung ihres
Wahlrechtes spétestens bis ....................... bei der/dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes die
Ausstellung einer Wahlkarte beantragen. Dasselbe gilt, wenn Wahlberechtigte aus anderen
wichtigen, ihre Person betreffenden Griinden an der Dienstleistung und damit an der
personlichen Stimmabgabe verhindert sind. Wird eine Wahlkarte ausgestellt, so kann die/der
Wahlberechtigte den Stimmzettel dem Wahlvorstand im Postwege iibermitteln. Die/Der
Wahlberechtigte hat in diesem Fall den Stimmzettel in den vom Wahlvorstand ausgehidndigten
oder iibermittelten Umschlag (Wahlkuvert) zu geben, diesen Umschlag geschlossen gemeinsam
mit der vom Wahlvorstand ausgestellten Wahlkarte in einen Briefumschlag zu legen und diesen
sodann verschlossen im Postwege dem Wahlvorstand zu {ibermitteln. Wird die Wahlkarte als
Briefumschlag hergestellt, haben sie den Stimmzettel in das Wahlkuvert und dieses in die als
Briefumschlag hergestellte Wahlkarte zu legen und diese sodann verschlossen im Postwege dem
Wahlvorstand zu tibermitteln. Das vom Wahlvorstand iibermittelte Wahlkuvert muss zwar durch
Farbe, Aufdruck oder dergleichen eindeutig die Gruppenzugehorigkeit der Wéhlerin/des Wihlers
erkennen lassen, darf aber keinerlei Aufschrift oder Zeichen tragen, die auf die Person der
Wihlerin/des Wahlers schlielen lassen. Die Einsendung hat so zeitgerecht zu erfolgen, dass das
Wahlkuvert spétestens am ..................... bis .o Uhr beim Wabhlvorstand
einlangt. Ohne Wahlkarte oder verspitet eingelangte Stimmzettel sind ungiiltig. Auch nach
Ausstellung einer Wahlkarte bleibt die/der Wahlberechtigte zur personlichen Stimmabgabe
berechtigt, doch ist sie/er nur dann zur persdnlichen Stimmabgabe zuzulassen, wenn sie/er die
ihr/ihm ausgestellte Wahlkarte dem Wahlvorstand iibergibt.

10. Mitglieder des Wahlvorstandes sind:

Die/Der Vorsitzende des Wahlvorstandes:

(Ort) (Datum) (Unterschrift)

" Bei Wahl gemiB § 51 Abs. BRWO

" Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 13

(Zu § 31 in Verbindung
mit § 64 der Verordnung)

Muster fiir die Niederschrift des Wahlvorstandes (der Wahlkommission)

NIEDERSCHRIFT

WARIOKAL ... e e e
Beginn der Wahlhandlung .......... ..o e
Anwesende Mitglieder des Wahlvorstandes (der Wahlkommission):

L. VOISIEZENAE/T et

Anwesende Wahlzeug/innen:
FUr die WA hler/iNnen@ iU De: o .o vttt ettt ettt et e et et e e e e et et et e et et e e e e naeneenenas
Fiir die WaAhIer/INNengrupPPe: . ... .eeie ittt e e e
Vor Beginn der Wahl wurde festgestellt, dass die Wahlurne leer war.

Es gaben zundchst die wahlberechtigten Mitglieder des Wahlvorstandes (der Wahlkommission),
danach die Wahlzeug/innen, sofern sie wahlberechtigt sind, sodann die iibrigen Wahler/innen nach der
Reihenfolge ihres Erscheinens ihre Stimme ab; schlie8lich wurden die von den abwesenden Wéhler/innen
eingesendeten Wahlkuverts in die Wahlurne gelegt.

Beschliisse des Wahlvorstandes (der Wahlkommission)

N.N. (fortlaufende Zahl des Wahlerverzeichnisses) wurde zur Stimmabgabe nicht zugelassen,

Nachdem die fiir die Wahlbehandlung festgesetzte Wahlzeit abgelaufen war, alle bis dahin
erschienenen Wéhler/innen ihre Stimmen abgegeben hatten und die giiltig eingesendeten Wahlkuverts der
zur brieflichen Stimmabgabe Berechtigten in die Wahlurne gelegt wurden, wurde die Wahlhandlung um
............ Uhr fiir geschlossen erklért.

Im Wahllokal verblieben nur die Mitglieder des Wahlvorstandes (der Wahlkommission) und die
Wabhlzeugen.

Die Wahlurne wurde versiegelt.
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_ Nach Entleerung der Wahlurne und Zahlung der abgegebenen Wahlkuverts wurde die
Ubereinstimmung der Anzahl derselben mit der Zahl der im Waihlerverzeichnis eingetragenen
Waihler/innen festgestellt.

Oder:

.............. wurde festgestellt, dass die Anzahl derselben um ........... groBer/kleiner” war als die
Zahl der im Wahlverzeichnis eingetragenen Waéhler/innen. Dieser Unterschied diirfte darauf
ZUrlckzZU UNren SEIN, AaSS ..ot e

)

Es wurden somit insgesamt ................. Wahlkuverts abgegeben.

Sodann trennte der Wahlvorstand die Wahlkuverts nach deren Zugehérigkeit zur Gruppe der
Arbeiter/innen oder der Angestellten.””

A. Gruppe der Arbeiter/innen””

Zunichst wurden die Wahlkuverts gedffnet, anschlieend die Stimmzettel entfaltet.

Mit Beschluss des Wahlvorstandes wurden folgende Stimmzettel als ungiiltig erklért:
Fortlaufende Zahl: 1, Weil ...t e e e

Von den giiltigen ................ Stimmzetteln lauten:
1. Auf den WahIvorschlag ... e e

2. Aufden WahlvorsChIag ........o.iniieiii e e et

3. Aufden Wahlvorschlag ... e

Auf Grund der beiliegenden Berechnung erscheinen nachstehende Wahlwerber/innen gewéhlt:

WahIVOTSCRIAE ... .ot e e et N.N.
N.N

N.N

WahIVOrSChIag . ... e N.N.
N.N

WahIVOTrSChIag ... .o e N.N.
Da die Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen auf den Wahlvorschlag ..............................

entfillt, erscheinen die Wahlwerber/innen dieses Wahlvorschlages gewahlt.

B. Gruppe der Angestellten”’

Zunichst wurden die Wahlkuverts gedffnet, anschlieBend die Stimmzettel entfaltet.

Mit Beschluss des Wahlvorstandes wurden folgende Stimmzettel als ungiiltig erklart:
Fortlaufende Zahl: 1, Well ..o e e e e

Fortlaufende Zahl: 2, Weil ...
Gesamtsumme der ungiiltigen StIMMZEtte] ...........ooiiiiiiiiii e
Von den giiltigen ................ Stimmzetteln lauten:

1. Aufden WahlvorSChlag .......c.oouiuinii e
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2. Aufden WahlvorsChlag ... ....oouiniiii i e e e e e

3. Aufden Wahlvorschlag ...

Auf Grund der beiliegenden Berechnung erscheinen nachstehende Wahlwerber/innen gewéhlt:

WaahIVOTrSCRIAE ...t e e e et e N.N.
N.N
N.N
WahIVOrsChlag . .......ooi e N.N.
N.N.
WahIVOrsChlag . .......ooi e N.N.
Da die Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen auf den Wahlvorschlag ..............................

entfillt, erscheinen die Wahlwerber/innen dieses Wahlvorschlages gewahlt.

Der Niederschrift sind angeschlossen:

(Ort) (Datum) e

(Unterschriften)

") Nichtzutreffendes streichen

") In Betrieben, in denen nicht gemiB § 51 Abs. 2 getrennt gewihlt wird, entfillt die Unterscheidung in
Punkt A und B. Zur Niederschrift der Ermittlung des Wahlergebnisses wird nur Punkt A verwendet.
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Anlage 14
(Zu § 63 der Verordnung)

Beispiele fiir die Berechnung des Wahlergebnisses

Beispiel I: Die Zahl der im Betrieb beschéftigten jugendlichen Arbeitnehmer/innen betragt 58.
Davon gehdren der Gruppe der Arbeiter/innen 34 jugendliche Arbeitnehmer/innen, der Gruppe der
Angestellten 24 jugendliche Arbeitnehmer/innen an.

Die Gruppe der Arbeiter/innen hat somit drei Mitglieder des Jugendvertrauensrates, die Gruppe der
Angestellten zwei Mitglieder des Jugendvertrauensrates zu wiéhlen; insgesamt gehdren dem
Jugendvertrauensrat fiinf Mitglieder an.

Von den 55 abgegebenen giiltigen Stimmen entfallen auf die Gruppe der Arbeiter/innen 32, auf die
Gruppe der Angestellten 23.

A. Gruppe der Arbeiter/innen:

Von den 32 giiltig abgegebenen Stimmen entfallen auf den Wahlvorschlag A 20, auf den
Wabhlvorschlag B 8 und auf den Wahlvorschlag C 4 Stimmen. Um die auf die einzelnen Wahlvorschlédge
entfallende Anzahl von Mandaten zu ermitteln, werden diese Summen zundchst nach ihrer Grofle
geordnet nebeneinander geschrieben, unter jede Summe wird die Hilfte derselben geschrieben, darunter
ein Drittel (der ersten Summe), dann das Viertel und so nach Bedarf weiter, wobei diese Zahlen zunéchst
unter Auflerachtlassung eventueller Dezimalstellen als ganze Zahlen errechnet werden konnen.

Es ergibt sich also folgendes Bild:

A B C Nun muss die Wahlzahl ermittelt werden; als solche gilt bei drei
20 8 4 zu vergebenden Mandaten die drittgrofite der so angeschriebenen
2= 10 4 2 Zahlen.
13= 6 2 1
1/4= 5 2 1 Dies ist hier die Zahl 8 (20, 10, 8).

Auf jeden Wahlvorschlag entfallen nun so viele Mandate, als die Wahlzahl in der Summe der fiir ihn
abgegebenen Stimmen enthalten ist.

Es entfallen also
auf den Wahlvorschlag A: 20 : 8 =2 Mandate,
auf den Wahlvorschlag B: 8 : 8 =1 Mandate,
auf den Wahlvorschlag C: 4 : 8 =0, also kein Mandat.

B. Gruppe der Angestellten:

Von den 23 giiltig abgegebenen Stimmen entfallen auf den Wahlvorschlag A 12, auf den
Wabhlvorschlag B 8 und auf den Wahlvorschlag C 3 Stimmen.

A B C

12 8 3 Wabhlzahl ist hier die Zahl 8 (12, 8).
12= 6 4 1
1/73= 4 2 1

Da auf jeden Wahlvorschlag so viele Mandate entfallen, als die Wahlzettel in der Summe der fiir ihn
abgegebenen Stimmen enthalten ist, entfallen also

auf den Wahlvorschlag A: 12 : 8 =1 Mandat,
auf den Wahlvorschlag B: 8 : 8 =1 Mandat,
auf den Wahlvorschlag C: 3 : 8 =0, also kein Mandat.

Beispiel II: Gesamtzahl der im Betrieb beschéftigten jugendlichen Arbeitnehmer/innen: 269;
Gruppe der Arbeiter/innen 176, Gruppe der Angestellten 93. Giiltig abgegebene Stimmen: 263; Gruppe
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der Arbeiter/innen 174, Gruppe der Angestellten 89. Gesamtzahl der Mandate 9, davon Gruppe der
Arbeiter/innen 5, Gruppe der Angestellten 4.

A. Gruppe der Arbeiter/innen (5 Mandate):

A B C Wabhlzahl ist bei flinf zu vergebenden Mandaten die fiinfgrofite der
110 55 9 so angeschriebenen Zahlen. Dies ist hier die Zahl 27 (110, 55, 55,
2= 55 27 4 36, 27).

13= 36 18 3
1/4= 27 13 2

Da auf jeden Wahlvorschlag so viele Mandate entfallen, als die Wahlzettel in der Summe der fiir ihn
abgegebenen Stimmen enthalten ist, wiirden also entfallen

auf den Wahlvorschlag A: 110 : 27 =4 Mandate,
auf den Wahlvorschlag B: 55 : 27 =2 Mandate,
auf den Wahlvorschlag C: 9 : 27 =0, also kein Mandat.

Da nur fiinf Mandate zu vergeben sind und die unter AuBerachtlassung eventueller Dezimalstellen
errechnete Wahlzahl als Teilzahl in zwei Wahlvorschldgen aufscheint, so ist die Wahlzahl auf
Dezimalstellen zu errechnen.

A B
110 55
/4= 27,50 12= 27,50

Da auch bei einer unter Beriicksichtigung der Dezimalstellen errechneten Wahlzahl beide
Wabhlvorschldge den gleichen Anspruch auf das fiinfte Mandat haben, entscheidet zwischen beiden
Wabhlvorschliagen das Los.

B. Gruppe der Angestellten (4 Mandate):

A B C Wabhlzahl ist die viergroBte der so angeschriebenen Zahlen (46, 30,
46 30 13 23, 15), also zunéchst 15.

12= 23 15 6

3= 15 10 4

/4= 11 7 3

Da auf jeden Wahlvorschlag so viele Mandate entfallen, als die Wahlzahl in der Summe der fiir ihn
abgegebenen Stimmen enthalten ist, wiirden daher entfallen

auf den Wahlvorschlag A: 46 : 15 =3 Mandate,
auf den Wahlvorschlag B: 30 : 15 =2 Mandate,
auf den Wahlvorschlag C: 13 : 15 =0, also kein Mandat.

Da nur vier Mandate zu vergeben sind und die unter Auflerachtlassung eventueller Dezimalstellen
errechnete  Wahlzahl als Teilzahl in zwei Wahlvorschligen aufscheint, ist die Wahlzahl auf
Dezimalstellen zu errechnen.

A B
46 30
1/4= 15,33 12= 15

Sohin ergibt sich, dass die Wahlzahl als viertgrofite der angeschriebenen Teilzahlen (46, 30, 23,
15,33) 15,33 ist.

Es entfallen sohin
auf den Wahlvorschlag A: 46 : 15,33 =3 Mandate,
auf den Wahlvorschlag B: 30 : 15,33 = 1 Mandate,
auf den Wahlvorschlag C: 13 : 15,33 =0, also kein Mandat.*
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Artikel 2
Anderung der Betriebsrats-Geschiiftsordnung 1974

Die Verordnung des Bundesministers fiir soziale Verwaltung iiber die Geschiftsfithrung der
Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)versammlung, des Betriebsrates, des Betriebsausschusses, der
Betriebsrateversammlung, des Zentralbetriebsrates, der Jugendversammlung, des Jugendvertrauensrates,
der  Jugendvertrauensriteversammlung und des Zentraljugendvertrauensrates  (Betriebsrats-
Geschéftsordnung 1974), BGBI. Nr. 355/1974, zuletzt gedndert durch die Verordnung BGBI.
Nr. 814/1993, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 Abs. 4 lautet:

»(4) Die Einberufung kann auch durch eine sonstige geeignete schriftliche oder elektronische
Mitteilung erfolgen. In Betrieben (Arbeitnehmergruppen), in denen hochstens zwei Betriebsratsmitglieder
zu wihlen sind, kann die Einberufung auch durch miindliche Durchsage vorgenommen werden. Der
Einberufer hat, sofern die Einberufung durch schriftliche oder elektronische Mitteilung oder Durchsage
erfolgt, fiir die Verstindigung der stimmberechtigten Arbeitnehmer zu sorgen. Ndhere Bestimmungen
dariiber kann die Geschéftsordnung (§ 8) festlegen.*

2. § 5 Abs. 1 sechster Satz lautet:

»Nach Ablauf dieser Zeit ist die Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)versammlung auch bei Anwesenheit
von weniger als der Hilfte der stimmberechtigten Arbeitnehmer beschlussfihig, sofern nicht ein
Beschluss in den Angelegenheiten gemaf3 §§ 40 Abs. 3 und 42 Abs. 1 Z 3, 4 und 8 ArbVG zu fassen ist.*

3. § 5 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

,Die Enthebung des Wahlvorstandes gemall § 42 Abs. 1 Z 5 ArbVG kann nur vorgenommen werden,
wenn mindestens ein Drittel der stimmberechtigten Arbeitnehmer anwesend ist.*

4. § 5 Abs. 2 letzter Satz entfillt.

5. § 11 erster Satz lautet:

,Der Vorsitzende hat unmittelbar nach Beendigung der konstituierenden Sitzung das Ergebnis der Wahl
der Betriebsratsfunktiondre sowie die Reihenfolge der Ersatzmitglieder (§ 12) dem Betriebsinhaber, den
zustindigen freiwilligen Berufsvereinigungen und der zustdndigen gesetzlichen Interessenvertretung der
Arbeitnehmer sowie dem zustindigen Arbeitsinspektorat anzuzeigen und im Betrieb durch Anschlag an
der Ankiindigungstafel des Betriebsrates (§ 1 Abs. 1) oder durch eine sonstige geeignete schriftliche oder
elektronische Mitteilung (§ 1 Abs. 4) kundzumachen.*

6. § 14 Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

,Besteht im Betrieb ein Jugendvertrauensrat oder ist eine Behindertenvertrauensperson gewahlt, so sind
diese gleichzeitig zu verstiandigen.*

7. Nach § 14 Abs. 7 wird folgender Abs. 7a eingefiigt:

»(7a) Beschliisse durch schriftliche Stimmabgabe sind nur zuldssig, wenn kein Mitglied des
Betriebsrates diesem Verfahren widerspricht. Der Widerspruch ist fiir jeden einzelnen Beschluss moglich.
Dasselbe gilt fiir fernmiindliche oder andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung. Der
Vorsitzende hat fiir die Dokumentierung der Beschlussfassung zu sorgen und diese Dokumentierung den
iibrigen Mitgliedern des Betriebsrates zur Kenntnis zu bringen.

8. § 16 Abs. 2 lautet:

,(2) Einem Ausschuss sollen insbesondere

1. die Vorbereitung und Durchfilhrung von Beschliissen in den Angelegenheiten der
Gleichbehandlung, der Frauenforderung, der Wahrnehmung der Interessen von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit Familienpflichten sowie der Mallnahmen gegen
(sexuelle) Beldstigung,

2. Angelegenheiten der Gesundheits- und Sportférderung im Betrieb und
3. Angelegenheiten der Forderung der kulturellen Integration
iibertragen werden.*
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9. § 17 Abs. 2 erster Satz lautet:

,Beschliisse, die in einem geschiftsfiihrenden Ausschuss gefasst werden, miissen einhellig erfolgen,
wobei die Beschlussfassung durch Stimmabgabe geméal § 14 Abs. 7a zulassig ist.

10. § 19 Abs. 3 lautet:

,»(3) Die Beschlussfassung iiber die Geschéftsordnung ist durch Anschlag an der Ankiindigungstafel
des Betriebsrates oder durch eine sonstige geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung
kundzumachen und die Geschéftsordnung fiir alle Arbeitnehmer des Betriebes (der Arbeitnehmergruppe)
zur Einsicht aufzulegen.*

11. § 21 lautet:

,»8 21. (1) Bekanntmachungen des Betriebsrates an die Arbeitnehmer des Betriebes haben, soweit in
dieser Verordnung nicht anderes bestimmt wird, durch Anschlag an der Ankiindigungstafel des
Betriebsrates (§ 1 Abs. 1), durch eine sonstige geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung (§ 1
Abs. 4) oder miindlich in der Betriebs(Gruppen)versammlung zu erfolgen.

(2) Alle Bekanntmachungen des Betriebsrates durch Anschlag oder durch sonstige schriftliche oder
elektronische Mitteilung sind vom Vorsitzenden (Stellvertreter) und vom Schriftfithrer zu zeichnen.

(3) Die Kundmachung von Betriebsvereinbarungen durch den Betriebsrat, deren Anderung sowie
deren Beendigung hat durch Anschlag an der Ankiindigungstafel des Betriebsrates (§ 1 Abs. 1) zu
erfolgen. Daneben kann der Betriebsrat iiber Betriebsvereinbarungen durch schriftliche oder elektronische
Mitteilung informieren.*

12. § 22a Abs. 1 lautet:

(1) Werden Betriebe oder Betriebsteile zu einem neuen Betrieb zusammengeschlossen, so bilden
die Betriebsrite (Betriebsausschiisse) fiir diesen neuen Betrieb bis zur Neuwahl eines Betriebsrates,
langstens aber bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Zusammenschluss ein Organ der
Arbeitnehmerschaft (einheitlicher Betriebsrat). Fiir dessen Konstituierung gilt § 10 mit der Mallgabe, dass
die Einberufung zur konstituierenden Sitzung unverziiglich nach dem Zusammenschluss vorzunehmen ist
und zur Einberufung jeder Vorsitzende der zum einheitlichen Betriebsrat zusammengefassten Betriebsrite
(Betriebsausschiisse) berechtigt ist. Im Fall mehrerer Einberufungen gilt die Einberufung durch den
Vorsitzenden jenes Betriebsrates (Betriebsausschusses), der die groflere Zahl von Arbeitnehmern vertritt.*

13. § 26 Abs. 1 erster Satz lautet:

,,Die Betriebsridteversammlung ist, soweit § 27 nicht anderes bestimmt, beschlussfihig, wenn mindestens
die Hilfte aller Mitglieder der im Unternehmen bestellten Betriebsrite anwesend ist.“

14. § 26 Abs. 1 letzter Satz lautet:

,Die Beschliisse werden, soweit § 27 nicht anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefasst.*

15. § 29 Abs. 2 lautet:

,»(2) Fiir die Bekanntgabe des Ergebnisses der konstituierenden Sitzung gilt § 11 sinngemif mit der
MaBgabe, dass der Vorsitzende des Zentralbetriebsrates das Ergebnis auch allen im Unternechmen
bestellten Betriebsridten bekannt zu geben hat, die fiir den Anschlag oder eine sonstige geeignete
schriftliche oder elektronische Mitteilung in ihrem Betrieb zu sorgen haben.*

16. § 31b Abs. 6 lautet:
,(6) Im Ubrigen gelten die §§ 14 Abs. 7a, 20 und 22 sinngeméB.
17. Der bisherige § 32 erhilt die Bezeichnung ,.§ 32a*; ihm wird folgender § 32 samt Uberschrift
vorangestellt:
»Ereizeitgewihrung

§ 32. Die Voraussetzungen des § 116 ArbVG liegen vor, wenn ein Betriebsratsmitglied eine dem
Betriebsrat oder einzelnen Betriebsratsmitgliedern nach dem ArbVG oder nach sonstigen Gesetzen,
Verordnungen oder Normen der kollektiven Rechtsgestaltung iibertragene Aufgabe wahrnimmt.
Insbesondere gilt auch die Durchfiihrung von oder Teilnahme an Veranstaltungen zur Wahrung der
unmittelbar betroffenen Interessen der Arbeitnehmerschaft des Betriebes, die von einer zustidndigen
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freiwilligen Berufsvereinigung oder gesetzlichen Interessenvertretung der Arbeitnehmer organisiert
werden, als Erfiillung von Obliegenheiten im Sinne des § 116 ArbVG.*

18. § 33 Abs. 1 erster Satz lautet:

,,Die Freistellung gemél § 118 ArbVG ist fiir die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen
zu gewiahren, die von einer kollektivvertragsfahigen Korperschaft der Arbeitnehmer oder der Arbeitgeber
veranstaltet oder von diesen iibereinstimmend als geeignet anerkannt werden und vornehmlich die
Vermittlung von Kenntnissen zum Gegenstand haben, die der Ausiibung der Funktion als Mitglied des
Betriebsrates dienen.*

19. § 33 Abs. 3 zweiter Satz entfdllt.

20. § 37 Abs. 1 erster und zweiter Satz lauten:

,Auf die Durchfiithrung der Jugendversammlung finden, soweit die Abs. 2 und 3 nicht anderes vorsehen,
die §§5 Abs.1, 2 erster Satz und4 bis8 sowie7 bis9 sinngemd Anwendung. In der
Jugendversammlung sind alle jugendlichen Arbeitnehmer (§ 123 Abs. 3 ArbVG) sowie die Mitglieder des
Jugendvertrauensrates, die nicht jugendliche Arbeitnehmer sind, stimmberechtigt, sofern sie am Tag der
Jugendversammlung im Betrieb beschiftigt sind.*

21. § 37 Abs. 1 dritter Satz entfdllt.

22. § 39 Abs. 2 lautet:

»(2) Auf die Geschiftsfilhrung des Jugendvertrauensrates, der aus mindestens drei Mitgliedern
besteht, sind die §§ 10 Abs. 1 bis4 und 5 erster Satz, 11 bis 13, 14 Abs. 1, 2, 4 bis 7 und 8 bis 10, 19
Abs. 1,2 Z 6 bis 10, 3 und 4 sowie 21 und 22 sinngemif anzuwenden.*

23. § 48 Abs. 1 lautet:

(1) Der Jugendvertrauensrat hat durch ein Mitglied an den Unterweisungen teilzunehmen, die vom
Betriebsinhaber oder von dessen Beauftragten bei Dienstantritt der Jugendlichen durchzufiihren sind, um
diese

1. iber die im Betrieb bestechenden Gefahren und iiber die zur Abwendung dieser Gefahren
getroffenen Maflnahmen sowie Einrichtungen und deren Benutzung sowie

2. vor der erstmaligen Verwendung an Maschinen, zu Arbeiten mit Gasen, Chemikalien oder mit
sonstigen gesundheitsschddlichen Arbeitsstoffen oder zu Arbeiten an gefahrlichen Arbeitsstellen
iiber das bei Verrichtung solcher Arbeiten notwendige Verhalten sowie iliber die bestehenden
Schutzvorkehrungen und deren Handhabung

zu unterweisen (§ 24 Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes iiber die Beschéftigung von Kindern und
Jugendlichen 1987, BGBI. Nr. 599, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 93/2010).*

24. § 49 Abs. 1 Z 3 lautet:

,,3. die Ausbildung in bestimmten Lehrberufen im Hinblick auf die gemil § 2 Abs. 6 des
Berufsausbildungsgesetzes (BAG), BGBI. Nr. 142/1969, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 40/2010, erforderliche Einrichtung und Fiihrung des Betriebes;*

25.§49 Abs. 1 Z 8 lautet:
,,8. die Einhaltung der Verhaltniszahlen (§ 8 Abs. 5 BAG).*

26. In §50 Abs. 1 Z2 wird der Ausdruck ,Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung® durch den
Ausdruck ,,Geschiftstellen des Arbeitsmarktservice* ersetzt.

27.§ 54 Abs. 1 Z 5 lautet, ihm werden folgende Z 6 bis 12 angefiigt:
,,J. soweit die Interessen aller im Betriebsausschuss vertretenen Arbeitnehmergruppen betroffen sind
a) Uberwachung der Einhaltung der die Arbeitnehmer betreffenden Vorschriften (§ 89 ArbVG);
b) Recht auf Intervention (§ 90 ArbVG);
c) allgemeines Informationsrecht (§ 91 ArbVG);
d) Mitwirkung in Arbeitsschutzangelegenheiten (§ 92a ArbVG);

e) Mitwirkung an Dbetriebs- und unternehmenseigenen Schulungs-, Bildungs- und
Wohlfahrtseinrichtungen (§§ 94 und 95 ArbVG);

6. Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§§ 179, 180
ArbVG) und in den Européischen Betriebsrat (§ 193 ArbVG);
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Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhdrungsverfahren geméf den nach den §§ 189, 190
oder 206 ArbVG abgeschlossenen Vereinbarungen;

Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§§ 217, 218
ArbVG), in den SE-Betriebsrat (§ 234 ArbVGQG) und in den Aufsichts- oder Verwaltungsrat der
Europiischen Gesellschaft (§ 247 ArbVGQ);

Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhorungsverfahren geméf den nach den §§ 230 oder
231 ArbVG abgeschlossenen Vereinbarungen;

Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§ 257 ArbVG
iVm §§ 217, 218 ArbVG), in den SCE-Betriebsrat (§ 257 ArbVG iVm § 234 ArbVG) und in den
Aufsichts- oder Verwaltungsrat der Europédischen Genossenschaft (§ 257 ArbVG iVm § 247
ArbVG);

Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhorungsverfahren geméf den nach § 257 ArbVG iVm
den §§ 230 oder 231 ArbVG abgeschlossenen Vereinbarungen;

Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§ 260 ArbVG
iVm §§ 217, 218 ArbVG) oder in das besondere Entsendungsgremium (§ 261 ArbVG iVm
§§ 217, 218 ArbVG) und in den Aufsichts- oder Verwaltungsrat der aus der
grenziiberschreitenden Verschmelzung hervorgegangenen Gesellschaft (§ 260 ArbVG bzw.
§ 261 ArbVG iVm § 247 ArbVG).“

28. In § 54 Abs. 3 wird der Ausdruck ,Arbeitsgemeinschaft” durch den Ausdruck ,Konzernvertretung*

ersetzt.

29. § 56 Abs. 1 Z 2 lit. d lautet:

,,d) Mitwirkung in Arbeitsschutzangelegenheiten (§ 92a ArbVG);™

30. Die bisherigen lit. d, e und f'des § 56 Abs. 1 Z 2 erhalten die Bezeichnungen ,,e)“, ,)* und ,,g)".

31. Der Punkt am Ende des § 56 Abs. 1 Z 3 wird durch einen Strichpunkt ersetzt; dem § 56 Abs. 1 Z 3
werden folgende Z 4 bis 11 angefiigt:

4.
5.

6.
. Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§§ 217, 218

10.

11.

Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§§ 179, 180
ArbVG) und in den Européischen Betriebsrat (§ 193 ArbVG);

Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhoérungsverfahren gemif3 den nach den §§ 189, 190
oder 206 ArbVG abgeschlossenen Vereinbarungen;

Abschluss von Betriebsvereinbarungen nach § 97 Abs. 1 Z 1b ArbVG;

ArbVG), in den SE-Betriebsrat (§ 234 ArbVG) und in den Aufsichts- oder Verwaltungsrat der
Europdischen Gesellschaft (§ 247 ArbVG);

. Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhorungsverfahren gemifl den nach den §§ 230 oder

231 ArbVG abgeschlossenen Vereinbarungen;

. Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§ 257 ArbVG

iVm §§ 217, 218 ArbVG), in den SCE-Betriebsrat (§ 257 ArbVG iVm § 234 ArbVG) und in den
Aufsichts- oder Verwaltungsrat der Europédischen Genossenschaft (§ 257 ArbVG iVm § 247
ArbVQ);

Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhdrungsverfahren gemél den nach § 257 ArbVG iVm
den §§ 230 oder 231 ArbVG abgeschlossenen Vereinbarungen;

Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§ 260 ArbVG
iVm §§ 217, 218 ArbVG) oder in das besondere Entsendungsgremium (§ 261 ArbVG iVm
§§ 217, 218 ArbVG) und in den Aufsichts- oder Verwaltungsrat der aus der
grenziiberschreitenden Verschmelzung hervorgegangenen Gesellschaft (§ 260 ArbVG bzw.
§ 261 ArbVG iVm § 247 ArbVG).“

32. Der Punkt am Ende des § 56a Abs. 1 Z 3 lit. b wird durch einen Strichpunkt ersetzt; dem § 56a Abs. 1
Z 3 werden folgende Z 4 bis 11 angefiigt:

W4

5.

Wahrnehmung der Rechte gemdB § 89 Z3 ArbVG hinsichtlich geplanter und im Bau
befindlicher Betriebsstitten eines Unternehmens im Konzern, fiir das noch kein anderes Organ
der Arbeitnehmerschaft zustandig ist;

Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§§ 179, 180
ArbVG) und in den Europdischen Betriebsrat (§ 193 ArbVG);
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6. Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhdrungsverfahren gemaf den nach den §§ 189, 190
oder 206 ArbVG abgeschlossenen Vereinbarungen;

7. Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§§ 217, 218
ArbVG), in den SE-Betriebsrat (§ 234 ArbVGQG) und in den Aufsichts- oder Verwaltungsrat der
Europiischen Gesellschaft (§ 247 ArbVGQ);

8. Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhérungsverfahren gemaf3 den nach den §§ 230 oder
231 ArbVG abgeschlossenen Vereinbarungen;

9. Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§ 257 ArbVG
iVm §§ 217, 218 ArbVG), in den SCE-Betriebsrat (§ 257 ArbVG iVm § 234 ArbVG) und in den
Aufsichts- oder Verwaltungsrat der Europédischen Genossenschaft (§ 257 ArbVG iVm § 247
ArbVQ);

10. Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhorungsverfahren gemif3 den nach § 257 ArbVG iVm
den §§ 230 oder 231 ArbVG abgeschlossenen Vereinbarungen;

11. Entsendung von Arbeitnehmervertretern in das besondere Verhandlungsgremium (§ 260 ArbVG
iVm §§ 217, 218 ArbVG) oder in das besondere Entsendungsgremium (§ 261 ArbVG iVm
§§ 217, 218 ArbVG) und in den Aufsichts- oder Verwaltungsrat der aus der
grenziiberschreitenden Verschmelzung hervorgegangenen Gesellschaft (§ 260 ArbVG bzw.
§ 261 ArbVG iVm § 247 ArbVG).“

33. § 57 samt Uberschrift lautet:
,,Uberwachung gemiB § 89 ArbVG

§ 57. Der Betriebsrat ist berechtigt, in die vom Betrieb gefiihrten Aufzeichnungen iiber die Beziige
der Arbeitnehmer und die zur Berechnung dieser Beziige erforderlichen Unterlagen Einsicht zu nehmen,
sie zu iberpriifen und die Auszahlung zu kontrollieren. Dies gilt auch fiir andere die Arbeitnehmer
betreffenden Aufzeichnungen, deren Fithrung durch Rechtsvorschriften vorgesehen ist. Die
Einsichtnahme ist in einer der GréBe und technischen Ausstattung des Betriebes und den Bediirfnissen
des Betriebsrates angemessenen Weise zu ermdglichen.*

34. § 60 Z 3 lautet:

3. die Ausbildung in bestimmten Lehrberufen im Hinblick auf die gemd § 2 Abs. 6 BAG
erforderliche Einrichtung und Fiihrung des Betriebes;"

35. § 60 Z 8 lautet:
,,8. die Einhaltung der Verhiltniszahlen (§ 8 Abs. 5 BAG).*

36. § 63 samt Uberschrift lautet:
»Mitwirkung bei Kiindigungen und Entlassungen

§ 63. (1) Der Betriebsinhaber hat vor jeder Kiindigung eines Arbeitnehmers den Betriebsrat zu
verstindigen. Der Betriebsrat kann zu jeder beabsichtigten Kiindigung eines Arbeitnehmers innerhalb
einer Woche Stellung nehmen.

(2) Die Stellungnahme im Sinn des Abs. 1 kann, sofern sie nicht in Form einer ausdriicklichen
Zustimmung erfolgt, auch von einem mit dieser Angelegenheit betrauten geschiftsfilhrenden Ausschuss
(§ 17) abgegeben werden. Die ausdriickliche Zustimmung zur beabsichtigten Kiindigung kann hingegen
nur auf Grund eines Beschlusses des Betriebsrates erfolgen, der der Mehrheit von zwei Drittel der
abgegebenen Stimmen bedarf.

(3) Hat der Betriebsrat der Kiindigungsabsicht ausdriicklich widersprochen, so kann er auf
Verlangen des gekiindigten Arbeitnehmers die Kiindigung beim Gericht anfechten. Die einwdchige
Anfechtungsfrist endet eine Woche nachdem der Betriebsinhaber den Betriebsrat vom Ausspruch der
Kiindigung verstidndigt hat. Ficht der Betriebsrat die Kiindigung nicht an, obwohl dies der gekiindigte
Arbeitnehmer verlangt hat, so hat der Arbeitnehmer das Recht, innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf
der fiir den Betriebsrat geltenden Anfechtungsfrist die Kiindigung selbst beim Gericht anzufechten.
Dieses Anfechtungsrecht steht dem gekiindigten Arbeitnehmer auch dann zu, wenn der Betriebsinhaber
den Betriebsrat bis zu dem Zeitpunkt, in dem der Arbeitnehmer die Anfechtung vom Betriebsrat verlangt,
von der erfolgten Kiindigung nicht verstandigt hat.

(4) Hat der Betriebsrat zur Verstindigung tliber die beabsichtigte Kiindigung innerhalb der Frist des
Abs. 1 keine Stellungnahme abgegeben, so kann der Arbeitnehmer innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang der Kiindigung diese beim Gericht selbst anfechten. Aus einem Anfechtungsgrund gemaf3 § 105
Abs.3 Z 1 ArbVG kann der Arbeitnehmer die Kiindigung innerhalb von zwei Wochen nach deren
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Zugang auch dann selbst anfechten, wenn der Betriebsrat der Kiindigungsabsicht ausdriicklich
zugestimmt hat.

(5) Auf die Anfechtungen von Entlassungen finden die Abs. 1 bis 4 sinngemiBl mit der Maligabe
Anwendung, dass die Frist gemil3 Abs. 1 drei Arbeitstage betragt. Fiir die Berechnung der Frist von drei
Arbeitstagen sind nur solche Tage heranzuziehen, an denen auf Grund der betrieblichen
Arbeitszeiteinteilung die Mehrzahl der Arbeitnehmer im Betrieb beschiftigt ist. Die Frist gemaf3 Abs. 1
wird in die Anfechtungsfrist (Abs. 3 und 4) nicht eingerechnet.*

37. In § 64 wird der Ausdruck ,Handelsgesetzbuch® durch den Ausdruck ,,Unternechmensgesetzbuch
(UGB)* ersetzt.

38. § 66 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) § 1 Abs. 4, § 5 Abs. 1, § 11 erster Satz, § 14 Abs. 4 und 7a, § 16 Abs. 2, § 17 Abs. 2 erster Satz,
§ 19 Abs. 3, § 21, §22a Abs. 1, § 26 Abs. 1, § 29 Abs. 2, § 31b Abs. 6, § 32, § 32a, § 33 Abs. 1 erster
Satz, § 37 Abs. 1 erster und zweiter Satz, § 39 Abs. 2, § 48 Abs. 1, §49 Abs. 1 Z3 und 8, § 50 Abs. 1
Z2, §54 Abs. 1 und 3, § 56 Abs. 1, § 56a Abs. 1, § 57 samt Uberschrift, § 60 Z3 und 8, § 63 samt
Uberschrift, § 64 sowie die Anlage dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBIL. II
Nr. 142/2012 treten mit 1. Mai 2012 in Kraft. § 5 Abs. 2 letzter Satz, § 33 Abs. 3 zweiter Satz und § 37
Abs. 1 dritter Satz dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBL. II Nr. 142/2012 treten mit
30. April 2012 auBler Kraft.”

39. Der Betriebsrats-Geschdftsordnung wird folgende Anlage angefiigt:
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»Anlage
(Zu § 63 iVm § 65 der Verordnung)

Beispiele fiir die Berechnung der einwochigen Frist ab Verstindigung des Betriebsrates
von einer beabsichtigten Kiindigung

Beispiel I: Die Verstindigung des Betriebsrates von der beabsichtigten Kiindigung erfolgt am
Freitag, den 28. Jéanner, um 10 Uhr.

Die einwdchige Frist endet am Freitag, den 4. Februar, um 24 Uhr.
Beispiel I1: Die Verstindigung des Betriebsrates von der beabsichtigten Kiindigung erfolgt am

Freitag, den 19. Dezember, um 14 Uhr.

Die einwdchige Frist endet am Montag, den 29. Dezember, um 24 Uhr.*
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Artikel 3
Anderung der Betriebsratsfonds-Verordnung 1974

Die Verordnung des Bundesministers fiir soziale Verwaltung {iiber die Einhebung der
Betriebsrats(Zentralbetriebsrats)umlage, iiber die Errichtung, Verschmelzung, Trennung, Auflésung und
Verwaltung des Betriebsrats(Zentralbetriebsrats)fonds, iiber die Revision seiner Gebarung und die Rechte
und Pflichten der Revisionsorgane sowie liber die Wahl der Rechnungspriifer und ihre Geschiftsfithrung
(Betriebsratsfonds-Verordnung 1974), BGBI. Nr. 524/1974, zuletzt gedndert durch die Verordnung BGBI.
Nr. 814/1993, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

,Der Antrag ist spitestens eine Woche vor dem Stattfinden der Betriebs(Gruppen)versammlung durch
Anschlag oder durch eine sonstige geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung im Betrieb
kundzumachen.*

2. § 1 Abs. 4 lautet:

,»(4) Der Vorsitzende der Betriebs(Gruppen)versammlung hat den Beschluss auf Einhebung einer
Betriebsratsumlage dem Betriebsinhaber und der zustdndigen Kammer fiir Arbeiter und Angestellte
(Arbeiterkammer) unverziiglich schriftlich bekannt zu geben sowie durch Anschlag oder durch eine
sonstige geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung im Betrieb kundzumachen.*

3. § 8 Abs. 6 lautet:

,(6) Der Rechenschaftsbericht und der Gebarungsausweis sind zum Gegenstand eines Berichtes in
der néchsten Betriebs(Gruppen)versammlung zu machen sowie zur Einsicht fiir alle Arbeitnehmer des
Betriebes aufzulegen; Zeit und Ort der Einsichtnahme sind durch Anschlag oder durch eine sonstige
geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung im Betrieb bekannt zu machen.*

4. § 10 Abs. 3 lautet:

,»(3) Der Vorsitzende der Betriebs(Gruppen)versammlung hat den geméaf3 Abs. 1 gefassten Beschluss
den Rechnungspriifern, dem Betriebsinhaber, der fiir die Vertretung vorgesehenen Person
(Personenmehrheit) sowie der zustdndigen Arbeiterkammer schriftlich bekannt zu geben und im Betrieb
durch Anschlag oder durch eine sonstige geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung
kundzumachen.*

5.8 12 Abs. 2 lautet:

»(2) Der Vorsitzende der Betriebs(Gruppen)versammlung hat jeden Beschluss iiber die Art und
Weise der Auflosung des Betriebsratsfonds und die Verwendung seiner Mittel der zustdndigen
Arbeiterkammer unverziiglich schriftlich bekannt zu geben und durch Anschlag oder durch eine sonstige
geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung im Betrieb kundzumachen.

6. § 13 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,Der Betriebsrat hat die bevorstehende Auflosung dem Betriebsinhaber, den Rechnungspriifern sowie der
zustidndigen Arbeiterkammer schriftlich bekannt zu geben und durch Anschlag oder durch eine sonstige
geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung im Betrieb kundzumachen.

7.8 25 Abs. 2 lautet:

»(2) Der Vorsitzende hat das Ergebnis der Wahl im Betrieb durch Anschlag an der
Ankiindigungstafel des Betriebsrates oder durch eine sonstige geeignete schriftliche oder elektronische
Mitteilung kundzumachen und dem Betriebsinhaber, den zustindigen freiwilligen Berufsvereinigungen
der Arbeitnehmer sowie der zusténdigen Arbeiterkammer schriftlich mitzuteilen.

8. § 27 Abs. 4 lautet:

,»(4) Der Betriebsrat hat die vorzeitige Beendigung der Tétigkeitsdauer durch Anschlag oder durch
eine sonstige geeignete schriftliche oder elektronische Mitteilung im Betrieb kundzumachen und dem
Betriebsinhaber, den zustdndigen freiwilligen Berufsvereinigungen der Arbeitnehmer sowie der
zustdndigen Arbeiterkammer schriftlich mitzuteilen.*
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9. Der Text des bisherigen § 47 enthdlt die Absatzbezeichnung ,(1); folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2)§ 1 Abs.2und 4, § 8 Abs. 6, § 10 Abs. 3, § 12 Abs. 2, § 13 Abs. 1, § 25 Abs. 2 und § 27 Abs. 4
dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 142/2012 treten mit 1. Mai 2012 in
Kraft.

Artikel 4

Anderung der Verordnung iiber die Entsendung von Arbeitnehmervertretern in den
Aufsichtsrat

Die Verordnung des Bundesministers fiir soziale Verwaltung iiber die Entsendung von
Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat, BGBI. Nr. 343/1974, zuletzt geéndert durch die Verordnung
BGBI. Nr. 814/1993, wird wie folgt gedndert:

1. § 31b Abs. 4 lautet:

»(4) Die aus dem Zentralbetriebsrat (Betriebsausschuss, Betriebsrat) des herrschenden
Unternehmens  stammenden  Konzernvertretungsmitglieder haben das  Recht, so  viele
Arbeitnehmervertreter vorzuschlagen, wie dem Verhéltnis der Zahl der im herrschenden Unternehmen
beschiftigten Arbeitnehmer zur Zahl der in den beherrschten Unternehmen beschéftigten Arbeitnehmer
entspricht, mindestens jedoch einen Arbeitnehmervertreter. § 19 Abs. 3 ist sinngemi3 anzuwenden. Die
librigen  Arbeitnehmervertreter werden von der Kurie der aus den Zentralbetriebsriten
(Betriebsausschiissen, Betriebsréten) der beherrschten Unternehmen stammenden
Konzernvertretungsmitglieder vorgeschlagen. Die Konzernvertretung ist an die Vorschlage der Kurie
gebunden. Kommt die Kurie ihrem Vorschlagsrecht nicht nach, so entscheidet die Konzernvertretung mit
einfacher Mehrheit. Die Konzernvertretung kann eine Frist fiir die Ausiibung des Vorschlagsrechtes
beschliefen.*

2. Der Text des bisherigen § 34 enthdlt die Absatzbezeichnung ,(1); folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2) § 31b Abs. 4 dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 142/2012 tritt mit
1. Mai 2012 in Kraft.“

Artikel 5
Anderung der Bundeseinigungsamts-Geschiiftsordnung

Die Verordnung des Bundesministers fiir Arbeit und Soziales, mit der die Geschéftsfithrung des
Bundeseinigungsamtes geregelt wird (Bundeseinigungsamts-Geschiftsordnung — BEA-Geo), BGBL
Nr. 415/1987, wird wie folgt geéndert:

1. Dem § 1 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Das Bundeseinigungsamt hat weiters die Aufgabe, die Arbeits- und Lieferungsbedingungen fiir
Heimarbeit zu regeln. In Durchfithrung dieser Aufgabe hat es insbesondere

1. Heimarbeitstarife zu erlassen,

2. auf Ersuchen eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbehdrde Gutachten iiber die Auslegung
eines Heimarbeitsgesamtvertrages abzugeben,

3. einen Kataster der von ihm erlassenen Heimarbeitstarife zu fithren.
2. § 2 Abs. 1 erster Satz lautet:

,Das Bundeseinigungsamt verhandelt und entscheidet inden in § 1 Abs. 1 Z 1 bis 7 und Abs. 3 Z 1 und 2
angefiihrten Angelegenheiten in Senaten.*

3. § 2 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

»In Angelegenheiten des § 1 Abs. 3 gelten auch Auftraggeber als der Gruppe der Arbeitgeber und auch
Heimarbeiter als der Gruppe der Arbeitnehmer zugehorig.*

4. § 6 Abs. 10 lautet:

»(10) Auf das Verfahren vor dem Bundeseinigungsamt ist, soweit das ArbVG nicht anderes
bestimmt, das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) anzuwenden.*
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5. § 7 Abs. 2 erster Satz lautet:

»Neben dem allgemeinen Register ist {iber die Zuerkennung wund Aberkennung der
Kollektivvertragsfahigkeit ein Register nach Muster I, {iber die dem Kataster eingereihten Satzungen ein
Register nach Muster II, iiber die dem Kataster eingereihten Mindestlohntarife ein Register nach
Muster III, iiber die dem Kataster eingereihten Lehrlingsentschdadigungen ein Register nach Muster [V
und iiber die dem Kataster eingereihten Heimarbeitstarife ein Register nach Muster V zu fiihren.*

6. § 8 Abs. 1 lautet:

,(1) Das Bundeseinigungsamt hat Kataster der von ihm beschlossenen Satzungen, Mindestlohntarife,
Lehrlingsentschddigungen und Heimarbeitstarife zu fiihren.*

7.In § 8 Abs. 2 wird der Ausdruck ,,vom Osterreichischen Statistischen Zentralamt* durch den Ausdruck
,,von der Bundesanstalt Statistik Austria“ ersetzt.

8. § 9 lautet:

»89. Die vom Bundeseinigungsamt beschlossenen und in den Katastern abgelegten
Mindestlohntarife, Satzungen, Lehrlingsentschiddigungen und Heimarbeitstarife konnen wéhrend der
Amtsstunden von jedem eingesehen werden.*

9. § 11 zweiter Satz lautet:
,Barauslagen gemil} § 76 Abs. | AVG sind von Amts wegen zu tragen.*

10. § 14 lautet:

,»§ 14. (1) Das Bundeseinigungsamt hat die Erkldrung eines Kollektivvertrages zur Satzung im
Bundesgesetzblatt I kundzumachen.

(2) Eine Ausfertigung der Satzung ist dem Kataster der Satzungen (§ 8) einzureihen.
(3) Das Bundeseinigungsamt hat

1. dem Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz,

2. jedem fiir Arbeits- und Sozialrechtssachen zusténdigen Gerichtshof,

3. den nach dem Geltungsbereich der Satzung zustéindigen gesetzlichen Interessenvertretungen der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer,

4. der antragstellenden Partei sowie

5. den anderen Vertragsparteien des Kollektivvertrages, der die Grundlage fiir die beschlossene
Satzung bildet,

je eine Ausfertigung der Satzung (Satzungserkldrung und Wortlaut der Satzung) unter Angabe der
Nummer und des Kundmachungsdatums der Satzungserklarung im Bundesgesetzblatt IT und der Zahlen,
unter denen die Satzung im Register nach Muster II eingetragen und im Kataster eingereiht ist, zu
iibermitteln.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten sinngemi fiir die Anderung und Authebung einer Satzungserklarung.
11. § 16 lautet:

,»§ 16. (1) Das Bundeseinigungsamt hat den Beschluss auf Festsetzung eines Mindestlohntarifs im
Bundesgesetzblatt IT kundzumachen.

(2) Eine Ausfertigung des Mindestlohntarifs ist dem Kataster der Mindestlohntarife (§ 8)
einzureihen.
(3) Das Bundeseinigungsamt hat
1. dem Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz,
2. jedem fiir Arbeits- und Sozialrechtssachen zustdndigen Gerichtshof,

3.jedem nach dem rdumlichen Geltungsbereich des Mindestlohntarifs zustindigen
Landeshauptmann,

4. den zustdndigen gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitnehmer und
5. der antragstellenden Partei

je eine Ausfertigung des beschlossenen Mindestlohntarifs unter Angabe der Nummer und des
Kundmachungsdatums im Bundesgesetzblatt II und der Zahlen, unter denen der Mindestlohntarif im
Register nach Muster I1I eingetragen und im Kataster eingereiht ist, zu iibermitteln.
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(4) Die Abs.1 bis3 sowie § 15 gelten sinngemdfl fiir das Verfahren zur Abédnderung oder
Authebung eines Mindestlohntarifs.*

12. § 17 Abs.4 lautet:

,(4) Das Bundeseinigungsamt hat den Beschluss auf Festsetzung einer Lehrlingsentschddigung im
Bundesgesetzblatt 1T kundzumachen.

13. § 17 Abs. 6 lautet:

,»(6) Das Bundeseinigungsamt hat
1. dem Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz,
2. jedem fiir Arbeits- und Sozialrechtssachen zustdndigen Gerichtshof,

3. den zustindigen gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer
sowie

4. der antragstellenden Partei

je eine Ausfertigung der Festsetzung der Lehrlingsentschédigung unter Angabe der Nummer und des
Kundmachungsdatums im Bundesgesetzblatt II und der Zahlen, unter denen die Lehrlingsentschadigung
im Register nach Muster IV eingetragen und im Kataster eingereiht ist, zu iibermitteln.*

14. Nach § 17 wird folgender Abschnitt 6 samt Uberschrift eingefiigt:

»Abschnitt 6
Heimarbeitstarif

§17a. (1) Das Verfahren zur Erlassung eines Heimarbeitstarifes ist auf Antrag einer
kollektivvertragsfahigen Korperschaft der Arbeitnehmer einzuleiten. Ein Heimarbeitstarif kann nur
erlassen werden, wenn fiir die von dem Heimarbeitstarif zu erfassenden Personen die im Heimarbeitstarif
festzulegenden Arbeits- und Lieferungsbedingungen nicht bereits in einem Heimarbeitsgesamtvertrag im
Sinne des § 43 des Heimarbeitsgesetzes 1960, BGBI1. Nr. 105/1961, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 74/2009, geregelt sind.

(2) Vor Erlassung eines Heimarbeitstarifes ist allen von ihr betroffenen kollektivvertragsfahigen
Korperschaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer eine Ausfertigung des Antrages zur Stellungnahme
innerhalb einer angemessenen, zumindest jedoch dreiwdchigen Frist zu iibermitteln. Dabei ist darauf
hinzuweisen, dass Einverstdndnis mit dem Antrag angenommen wird, wenn innerhalb der gesetzten Frist
keine Stellungnahme erfolgt.

(3) Nach Einlangen der Stellungnahmen oder nach Ablauf der zur Stellungnahme eingerdumten Frist
(Abs. 2) oder nach Durchfiihrung allenfalls erforderlicher weiterer Erhebungen ist ein Senat zur
Verhandlung und Beschlussfassung iiber den Antrag einzuberufen.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch fiir die Abdnderung oder Authebung eines Heimarbeitstarifes.
Kundmachung des Heimarbeitstarifes

§ 17b. (1) Das Bundeseinigungsamt hat den Beschluss auf Erlassung eines Heimarbeitstarifes im
Bundesgesetzblatt IT kundzumachen.

(2) Eine Ausfertigung des Heimarbeitstarifes ist dem Kataster der Heimarbeitstarife (§ 8)
einzureihen.
(3) Das Bundeseinigungsamt hat
1. dem Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz,

2.den nach dem ortlichen Wirkungsbereich des  Heimarbeitstarifes  zustédndigen
Arbeitsinspektoraten und

3. den in Betracht kommenden Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer

je eine Ausfertigung des Heimarbeitstarifes unter Angabe der Nummer und des Kundmachungsdatums im
Bundesgesetzblatt II und der Zahlen, unter denen der Heimarbeitstarif im Register nach Muster V
eingetragen und im Kataster eingereiht ist, zu tibermitteln.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch fiir die Abénderung oder Aufhebung eines Heimarbeitstarifes.*
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15. Der bisherige Abschnitt 6 erhdlt die Bezeichnung ,,Abschnitt 7, der bisherige Abschnitt 7 erhdlt die
Bezeichnung ,,Abschnitt 8.
16. Dem § 19 wird folgender § 20 angeffiigt:

»820. § 1 Abs. 3, § 2 Abs. 1 erster Satz und Abs. 3, § 6 Abs. 10, § 7 Abs. 2 erster Satz, § 8 Abs. 1
und 2,89, § 11, § 14, § 16, § 17 Abs. 4 und 6, die Bestimmungen des Abschnittes 6 sowie die Anlagen 1
bis 5 dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 142/2012 treten mit 1. Mai 2012 in
Kraft.«

17. Die Anlagen 1 bis 5 zur Bundeseinigungsamts-Geschdfisordnung lauten.

www.ris.bka.gv.at



BGBI. II - Ausgegeben am 30. April 2012 - Nr. 142

39 von 44

»Muster 1 Anlage 1
Register fiir die Zuerkennung und Aberkennung der Kollektivvertragsfihigkeit
1 2 3 4a 4b 5 6a 6b 7
Tag des Tag der Kund- Tag des Tag der Kund-
Fortl. Tag des Antraesteller/in Beschlusses machung im Wirkungs- Beschlusses machung im Anmerkuneen
Zl. Antrages g auf Zu- Amtsblatt zur bereich auf Ab- Amtsblatt zur g
erkennung Wiener Zeitung erkennung Wiener Zeitung
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Muster 11 Anlage 2
Register fiir Satzungen
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Bezeichnung des
Fortl. | Tagdes . der Satzung zu- Geltungs- Tag des Tag des Nummer der Nummer des
Antragsteller/in . bereich der Wirksam- Verlautbarung im Anmerkungen
Zl. Antrages grunde liegenden Beschlusses . . Katasters
Satzung keitsbeginnes BGBI. 11

Kollektivvertrages
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Muster 111 Anlage 3
Register fiir Mindestlohntarife
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
F%ﬂ. 13 ag des Antragsteller/in G(eiLt: Iﬁ/%fx?gégtl? " Tag des Wirksam- \E\i:lrlllgt?‘:lf;rifg ﬁggiﬁﬁ%ﬁiﬁfﬁﬁ? Nummer des Anmerkungen
. ntrages lohntarifs Beschlusses | keitsbeginn im BGBL II tarifs Katasters
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Muster IV Anlage 4
Register fiir Lehrlingsentschidigungen
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Geltungsbereich
Tag des Nummer der AuBerkraftsetzung
F%ﬂ' gﬁg des Antragsteller/in dderrFLe Sﬁsri[ﬁmsl_g Bel;iﬁld::es Wirksam- Verlautbarung der Lehrlings- NE?{:S ej[refses Anmerkungen
: ages er?tsc}féi dig ugng u keitsbeginnes im BGBL. II entschidigung
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Muster V Anlage 5
Register fiir Heimarbeitstarife
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11
Personlicher Personlicher

Fachlicher Geltungs- Geltungs- Ortlicher Tag der Wirksam- Nummer der AuBerkraft- Tag des

Fortl. | Kataster- Gel bereich bereich Gel Beschl kei Verlauth setzung des Antrages
71, sahl eltungs- ereic ereic eltungs- eschluss- eits- ‘erlautbarung Heimarbeits- | Anmerkun-
bereich Arbeit- Arbeit- bereich fassung beginn im BGBI. II tari
: . arifs gen
geber/in nehmer/in
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Artikel 6
Anderung der Schlichtungsstellen-Geschiiftsordnung

Die Verordnung des Bundesministers fiir Arbeit und Soziales, mit der die Errichtung und
Geschiéftsfithrung der Schlichtungsstellen geregelt wird (Schlichtungsstellen-Geschéftsordnung — SchliSt-
Geo), BGBI. Nr. 444/1987, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 2 wird der Ausdruck ,Handelsregister” durch den Ausdruck ,,Firmenbuch® ersetzt.

2. § 5 Abs. 2 und 3 lauten:

,»(2) Liegt ein einvernehmlicher Antrag der Streitteile hinsichtlich der Person des Vorsitzenden vor,
so ist diese vom Préisidenten des Gerichtshofes zum Vorsitzenden zu bestellen, sofern sie dem Kreis der
Berufsrichter angehort, die bei dem Gerichtshof mit Arbeits- und Sozialrechtssachen befasst sind, und zur
Ubernahme des Amtes bereit ist.

(3) Kommt eine Einigung der Streitteile auf die Person des Vorsitzenden innerhalb von zwei
Wochen ab Antragstellung (§ 3) nicht zustande, so ist der Vorsitzende auf Antrag eines der Streitteile
vom Prisidenten des Gerichtshofes aus dem Kreis der Berufsrichter, die bei dem Gerichtshof mit Arbeits-
und Sozialrechtssachen befasst sind, zu bestellen. Die Bestellung bedarf der Zustimmung des zu
Bestellenden.

3. § 6 erster Satz lautet:

,Der Président des Gerichtshofes hat den Beisitzern vor Antritt ihres Amtes durch Handschlag das
Gelobnis gewissenhafter Ausiibung ihres Amtes und der Amtsverschwiegenheit abzunehmen.*

4. In§ 7 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,§ 7 AVG 1950 durch den Ausdruck ,,§ 7 AVG™ ersetzt.

5. In § 8 Abs. 2 wird der Ausdruck ,,§ 40 Abs. 1 AVG 1950 durch den Ausdruck ,,§ 40 Abs. 1 AVG*
erselzt.

6. § 12 samt Uberschrift lautet:
»Anwendung des AVG

§ 12. Auf das Verfahren vor der Schlichtungsstelle ist im Ubrigen, soweit im ArbVG nicht anderes
bestimmt wird, das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51 in der Fassung
des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBI1. I Nr. 111/2010, anzuwenden.*

7. In § 13 wird der Ausdruck ,,§ 76 Abs. 1 AVG 1950 durch den Ausdruck ,,§ 76 Abs. 1 AVG*® ersetzt.

8. Der Text des bisherigen § 16 enthdlt die Absatzbezeichnung ,(1)*; folgender Abs. 2 wird angefiigt:

(2)§2 Abs.2,§5Abs.2und 3, §6,§ 7 Abs. 1, § 8 Abs. 2, § 12 und § 13 dieser Verordnung in der
Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 142/2012 treten mit 1. Mai 2012 in Kraft.”

Hundstorfer

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-28T00:15:02+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT

		2017-11-28T00:15:02+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




